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Gesetz zur Regelung der Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Landtags Brandenburg
Vom 19. Juni 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz iiber die Rechtsverhiltnisse der Mitglieder des Landtags Brandenburg
(Abgeordnetengesetz — AbgG)
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Abschnitt 1

Mitgliedschaft im Landtag und Beruf

§1
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft

Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag regeln sich nach den Vorschriften des Brandenburgischen Lan-
deswahlgesetzes.

§2

Schutz der freien Mandatsausiibung

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat im Landtag zu bewerben, es zu iibernehmen oder auszu-
iiben.

(2) Benachteiligungen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung um ein Mandat sowie der Annahme
und Ausiibung eines Mandats sind unzuléssig.

(3) Inder Zeit vom Einreichen des Wahlvorschlags bis ein Jahr nach der Beendigung des Mandats sind Kiindigun-
gen und Entlassungen nur aus wichtigem Grund zuldssig; sie sind unzuldssig, wenn sie im Zusammenhang mit der
Annahme und Ausiibung des Mandats erfolgen.

§3

‘Wahlvorbereitungsurlaub

Wer sich um einen Sitz im Landtag bewirbt, hat innerhalb der letzten zwei Monate vor dem Wahltag auf Antrag
Anspruch auf den zur Vorbereitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub von bis zu zwei Monaten. Ein Anspruch auf
Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes besteht fiir die Dauer der Beurlaubung nicht.

§4

Berufs- und Betriebszeiten

(1) Die Zeit der Mitgliedschaft im Landtag ist nach Beendigung des Mandats auf die Berufs- und Betriebszugeho-
rigkeit anzurechnen.

(2) Im Rahmen einer bestehenden betrieblichen oder iiberbetrieblichen Altersversorgung wird die Anrechnung
nach Absatz 1 nur im Hinblick auf die Erfiillung der festgelegten Unverfallbarkeitsfristen der betrieblichen Altersver-
sorgung vorgenommen.
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Abschnitt 2

Leistungen an Abgeordnete

§5
Entschidigung

(1) Ein Mitglied des Landtags erhélt eine monatliche Entschiddigung. Die Entschidigung betriagt 7 510 Euro.

(2) Zusitzlich erhélt das Mitglied eine monatliche Entschddigung in Héhe von 1 614 Euro, die zur Finanzierung
der Alters- und Hinterbliebenenversorgung gemil § 15 Absatz 4 direkt an das Versorgungswerk der Mitglieder des
Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg abgefiihrt wird.

(3) Der Président des Landtags und der Vizeprésident sowie die Fraktionsvorsitzenden erhalten eine Amtszulage.
Vorbehaltlich der Sétze 4 und 5 betrdgt die Amtszulage fiir den Priasidenten und die Fraktionsvorsitzenden 70 Prozent
sowie fiir den Vizeprasidenten 35 Prozent der Entschddigungen nach den Absétzen 1 und 2. Hat eine Fraktion zwei
gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende, erhalten sie jeweils die Halfte der Amtszulage nach Satz 2. Der auf die Ent-
schidigung nach Absatz 2 entfallende Anteil der Amtszulage wird an das Versorgungswerk abgefiihrt, soweit er die
in § 5 Absatz 1 Nummer 8 Satz 2 des Korperschaftsteuergesetzes festgelegte Hochstgrenze nicht {iberschreitet; die
Amtszulage vermindert sich um den die Hochstgrenze iiberschreitenden Betrag. Hat eine Fraktion zwei Fraktionsvor-
sitzende, darf die Summe ihrer Amtszulagen die Amtszulage eines alleinigen Fraktionsvorsitzenden nicht {iberstei-
gen.

(4) Die Entschadigungen nach den Absétzen 1 und 2 werden jéhrlich an die Einkommensentwicklung im Land
Brandenburg angepasst. MaBstab fiir die Anpassung ist die Verdnderung einer gewogenen Malizahl der durchschnitt-
lichen Einkommensentwicklung, die sich zusammensetzt aus

1.  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei,

2. produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe,

3.  Baugewerbe,

4.  Handel, Verkehr, Gastgewerbe,

5.  Information und Kommunikation,

6.  Finanz- und Versicherungsdienstleistungen,

7. Grundstiicks- und Wohnungswesen,

8. Unternehmensdienstleistungen,

9.  offentliche Dienstleistungen, Erziechung, Gesundheit und

10. sonstige Dienstleistungen.

Die entsprechenden Indizes flieen jeweils zu dem Prozentsatz in die gewogene Mafzahl ein, der dem Anteil der
Beschiftigten dieser Bereiche an der Gesamtzahl der Beschiftigten im Land Brandenburg entspricht. Das Amt fiir
Statistik Berlin-Brandenburg teilt die prozentuale Veranderung der nach den Sétzen 2 und 3 ermittelten Maflzahl der
Einkommensentwicklung bis zum 1. September eines jeden Jahres dem Présidenten in Form eines Berichts mit.
Malfgeblich sind die Daten des abgelaufenen Jahres im Vergleich zum vorangegangenen Jahr. Der Président verdf-
fentlicht den Bericht als Drucksache und legt auf dieser Basis binnen eines Monats, im Falle eines anstehenden

Wahlperiodenwechsels innerhalb der ersten drei Monate nach der konstituierenden Sitzung einen Gesetzentwurf zur
Anderung des Abgeordnetengesetzes vor.
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§6

Anrechnung anderer Einkiinfte, Doppelmandat

(1) Hat ein Mitglied des Landtags neben den Entschddigungen nach § 5 Anspruch auf Einkommen aus einem
Amtsverhiltnis oder aus einer Verwendung im dffentlichen Dienst, so werden die Entschéddigungen nach § 5 Absatz 1
und 2 um 75 Prozent gekiirzt.

(2) Die Entschiadigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 ruhen neben Versorgungsbeziigen aus einem Amtsverhiltnis
oder aus einer Verwendung im 6ffentlichen Dienst und neben Versorgungsbeziigen aus der Mitgliedschaft in einer
anderen gesetzgebenden Kdrperschaft in Hohe von 75 Prozent, hochstens jedoch in Hohe von 50 Prozent der Versor-
gungsbeziige aus dem Amtsverhéltnis oder der Verwendung im 6ffentlichen Dienst. Entsprechendes gilt beim Bezug
einer Rente aus einer zusdtzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung fiir Angehorige des 6ffentlichen Dienstes.

(3) Die Absitze 1 und 2 sind nicht auf die Zahlung einer monatlichen oder jéhrlichen Sonderzuwendung, eines
jahrlichen Urlaubsgeldes oder auf sonstige vergleichbare Sonder- oder Einmalzahlungen oder entsprechende Leistun-
gen aufgrund gesetzlicher oder tariflicher Regelungen anzuwenden. Soweit nach den Absdtzen 1 und 2 mehrere
Kiirzungstatbestéinde gleichzeitig zutreffen, erfolgt die Kiirzung nur einmal mit dem jeweiligen Hochstbetrag.

(4) Fiir die Zeit, fiir die ein Mitglied des Landtags eine Entschddigung als Mitglied des Europdischen Parlaments
oder des Deutschen Bundestages erhilt, werden die Entschddigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 nicht gewéhrt. Fiir die
Zeit, fiir die es Aufwandsentschidigung als Mitglied des Européischen Parlaments oder des Deutschen Bundestages
erhilt, werden die Leistungen nach den §§ 7, 8 und 12 nicht gewéhrt.

§7

Amtsausstattung

(1) Ein Mitglied des Landtags erhilt fiir die Ausiibung seines Mandats eine Amtsausstattung, die Sachleistungen
umfasst.

(2) Zur Amtsausstattung gehoren die Benutzung der durch den Landtag zur Verfiigung gestellten Informations- und
Kommunikationseinrichtungen und die Inanspruchnahme sonstiger zur Verfiigung gestellter Sachleistungen des
Landtags in Ausiibung des Mandats.

(3) Die Mitglieder des Landtags erhalten auf Anforderung die Freifahrtberechtigung der Deutschen Bahn AG fiir
die Mitglieder der gesetzgebenden Korperschaften des Bundes und der Léander fiir den Bereich des Landes Branden-
burg. Sie erstatten dem Land die hierfiir von der Deutschen Bahn AG in Rechnung gestellten Kosten.

§8

Erstattung von Aufwendungen fiir Beschiiftigte und Wahlkreisbiiros
Auf Antrag werden den Mitgliedern des Landtags erstattet:

1. die nachgewiesenen Aufwendungen fiir die Anstellung von Beschiftigten bis zu einem Betrag, der dem Brutto-
gehalt eines Beschiftigten des Landes Brandenburg in der Entgeltgruppe E 13 Stufe 3 TV-L einschlieBlich der
gesetzlichen Pflichtbeitrdge und der fiir die Beschiftigten des Landes Brandenburg geltenden tariflichen Leis-
tungen entspricht; nicht iibernommen werden Aufwendungen, die entstehen anlédsslich der Beschiftigung von
Personen, die mit dem antragstellenden Mitglied oder einem anderen Mitglied des Landtags verheiratet sind
oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, sowie der Beschiftigung von Verschwégerten und von
Verwandten ersten und zweiten Grades,

2. die tatsdchlich entstandenen Mietkosten fiir angemessene Wahlkreisbiiros bis zu einem Betrag von 500 Euro,
hochstens jedoch in Hohe des jeweils ortsiiblichen Mietzinses, sowie die Aufwendungen fiir die Ausstattung
dieser Biiros bis zu einem Hochstbetrag von 2 500 Euro oder, sofern einem Mitglied des Landtags bereits in der
vorhergehenden Wahlperiode entsprechende Kosten erstattet worden sind, von 1 000 Euro.
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§9
Pflichtsitzungen

(1) Sitzungen des Landtags, des Prasidiums, der Ausschiisse und der sonstigen parlamentarischen Gremien sind
Pflichtsitzungen. Sie finden grundsitzlich am Sitz des Landtags statt. Ausnahmen kann der Président auf schriftlichen
Antrag zulassen. Pflichtsitzungen sind auch die Sitzungen der Fraktionen am Sitz des Landtags.

(2) In jeder Pflichtsitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich jedes anwesende Mitglied des Land-
tags einzutragen hat.

§10

Erstattung von Fahrkosten

(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten fiir Fahrten zum Landtag aus Anlass von Pflichtsitzungen auf Antrag die
Kosten in Hohe von 0,30 Euro je gefahrenen Kilometer erstattet. Werden 6ffentliche Verkehrsmittel genutzt, so wird
der tatsdchlich aufgewendete Fahrpreis erstattet, soweit nicht das Mitglied {iber eine Freifahrtberechtigung gemal § 7
Absatz 3 verfligt und diese eingesetzt werden kann. Erstattet werden hochstens die Kosten, die fiir die kiirzeste
Wegstrecke zwischen Wohnort und Landtag anfallen. Eine andere als die kiirzeste Wegstrecke kann zugrunde gelegt
werden, wenn diese offensichtlich verkehrsgiinstiger ist und vom Mitglied des Landtags regelméBig fiir den Weg
zwischen Wohnort und Landtag benutzt wird.

(2) Die Antriage sind grundsitzlich vierteljahrlich innerhalb des laufenden Haushaltsjahres, spétestens bis zum
31. Mirz des folgenden Jahres zu stellen. Bei dieser Frist handelt es sich um eine Ausschlussfrist. Ist der Antrag nicht

fristgerecht gestellt worden, erlischt der Anspruch auf Fahrkostenerstattung.

(3) Mitglieder des Landtags, denen ein landeseigener Dienstwagen zur uneingeschrinkten Nutzung zur Verfiigung
steht, werden Fahrkosten nicht erstattet.

§11

Erstattung von Reisekosten in besonderen Fiillen
(1) Vorbehaltlich der Absétze 2 bis 4 werden den Mitgliedern des Landtags auf Antrag die Kosten fiir mandatsbe-
dingte Reisen auflerhalb des Landes Brandenburg in sinngeméfer Anwendung der beamtenrechtlichen Reisekosten-
regelungen des Landes erstattet. Die Reisekostenerstattung erstreckt sich auf
1. die Teilnahme an Reisen von Ausschiissen, anderen parlamentarischen Gremien und des Présidiums,
2. Reisen im Auftrag des Préasidenten und

3. Reisen einzelner Mitglieder des Landtags in Ausiibung ihres Mandats, wenn sie im Interesse des Landes liegen.

Die Reisen bediirfen der Zustimmung des Présidenten im Einvernehmen mit dem Présidium; in den Féllen des Sat-
zes 2 Nummer 2 und 3 ist das Einvernehmen des Préasidiums nur bei Auslandsreisen erforderlich.

(2) Bei Reisen auflerhalb des Landes Brandenburg werden den Mitgliedern des Landtags, die iiber eine Freifahrtbe-
rechtigung nach § 7 Absatz 3 verfiigen, nur die aullerhalb des Geltungsbereichs dieser Freifahrtberechtigung durch
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel entstandenen Fahrkosten erstattet. Auf schriftlichen Antrag kann der Prisident

die Benutzung anderer Verkehrsmittel genehmigen.

(3) Bei genehmigter Benutzung eines Kraftwagens gemél Absatz 1 oder Absatz 2 wird eine Wegstreckenentscha-
digung in Héhe von 0,30 Euro je gefahrenen Kilometer ab Landesgrenze gewihrt, wenn das Mitglied des Landtags

1. einen eigenen Kraftwagen,
2. einen Kraftwagen gegen Entgelt,
3. einen Kraftwagen, dessen Betriebskosten von ihm getragen werden,

benutzt.
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(4) Findet wihrend der sitzungsfreien Zeit eine Pflichtsitzung statt, so sind dem teilnehmenden Mitglied des Land-
tags die auflerhalb Brandenburgs entstandenen notwendigen Fahrkosten fiir Hin- und Riickreise zum Sitzungs- und
Urlaubsort zu erstatten, sofern es sich auflerhalb des Landes Brandenburg aufhilt und diesen Aufenthalt zur Teilnah-
me an der Sitzung unterbricht.

(5) Den Mitgliedern des Landtags werden die notwendigen Kosten der durch Pflichtsitzungen veranlassten Uber-
nachtungen erstattet. Anstelle der Ubernahme der Kosten fiir einzelne Ubernachtungen kénnen die Mietkosten fiir
eine Zweitwohnung am Sitz des Landtags gegen Nachweis bis zu einem monatlichen Hochstbetrag von 250 Euro
erstattet werden.

§12

Berufliche Qualifizierung

(1) Wiéhrend des letzten Jahres einer Wahlperiode oder innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden aus dem Landtag
haben die Mitglieder des Landtags unter den Voraussetzungen der Absétze 2 und 3 Anspruch auf Erstattung der
Kosten einer angemessenen Ubergangsqualifizierung auf der Grundlage eines dem jeweiligen Bedarf entsprechenden
individuellen beruflichen Fort- oder Weiterbildungskonzepts.

(2) Die Kosten der Ubergangsqualifizierung werden bis zu einem im Haushaltsgesetz festzulegenden Hochstbetrag
auf Antrag erstattet. Finanziert werden ausschlieBlich nachgewiesene Kosten fiir Qualifizierungsmafinahmen. Sowohl
die MaBinahmen als auch die Triger der Mafinahmen miissen geméf den Vorschriften des Fiinften Kapitels des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch zugelassen sein.

(3) Ein Anspruch auf Kostenerstattung fiir eine Ubergangsqualifizierung besteht nicht, wenn das Mitglied nach
Beendigung seines Mandats keinen Anspruch auf Ubergangsgeld hat oder Ubergangsgeld aus den in § 14 Absatz 2
genannten Griinden nicht gezahlt wird. Die Kosteniibernahme endet, wenn das Mitglied in den Landtag der folgenden
Wabhlperiode wiedergewéhlt wird, mit Annahme des Mandats. In diesem Fall ist die Hélfte der bis dahin erstatteten
Kosten zuriickzuzahlen.

§13

Ausfiihrungsbestimmungen

Das Nahere iiber die Amtsausstattung nach § 7, {iber die Erstattung von Aufwendungen, Fahrkosten und Reisekosten
nach den §§ 8, 10 und 11 sowie iiber die berufliche Qualifizierung nach § 12 regelt das Présidium des Landtags in
Richtlinien. In ihnen sind die Belange von Mitgliedern des Landtags mit Behinderungen angemessen zu beriicksichti-
gen, wobei dem Grad der Behinderung ebenso wie moglichen Anspriichen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch
Rechnung zu tragen ist. Die Richtlinien werden auf der Internetseite des Landtags verdffentlicht.

Abschnitt 3

Leistungen nach Ausscheiden aus dem Landtag

§ 14
Ubergangsgeld

(1) Ein Mitglied des Landtags erhilt nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag auf Antrag ein Ubergangsgeld,
sofern es dem Landtag mindestens ein Jahr angehdrt hat. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach dem Aus-
scheiden zu stellen. Das Ubergangsgeld wird in Hohe von 80 Prozent der zum Zeitpunkt des Ausscheidens maBge-
benden Entschédigung nach § 5 Absatz 1 fiir mindestens drei Monate gewéhrt. Fiir jedes weitere Jahr der Zugehorig-
keit zum Landtag wird das Ubergangsgeld fiir einen weiteren Monat, insgesamt jedoch hochstens fiir 18 Monate,
gewihrt. Das Ubergangsgeld wird auf Antrag monatlich in Hohe des halben Betrags gewihrt; die Bezugsdauer ver-
langert sich dementsprechend.
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(2) Das Ubergangsgeld wird nicht gezahlt, wenn das ehemalige Mitglied

1. Altersrente nach § 15 Absatz 5 dieses Gesetzes oder Altersversorgung nach den §§ 11 und 12 des Abgeordne-
tengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung erhélt oder die altersméBigen Vor-
aussetzungen fiir den Bezug dieser Leistungen erfiillt,

2. eine Versorgung nach § 16 erhilt,

3. Versorgung aus der Mitgliedschaft in einer anderen gesetzgebenden Korperschaft erhilt,

4. Ruhegehalt aus einem offentlich-rechtlichen Amtsverhéltnis oder einer Verwendung im o6ffentlichen Dienst
bezieht oder

5. eine Rente nach § 33 Absatz 2 oder 3 Nummer 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bezieht.
Das Ubergangsgeld wird“ferner nicht gezahlt, wenn dem ehemaligen Mitglied die Wéhlbarkeit oder die Fahigkeit zur
Bekleidung 6ffentlicher Amter durch Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach Artikel 18 des Grundgeset-
zes aberkannt wurde.
(3) Auf das Ubergangsgeld nach Absatz 1 sind anzurechnen:
1. Einkiinfte aus

a)  Land- und Forstwirtschaft,

b)  Gewerbebetrieb,

c) selbststindiger Arbeit,

d)  nichtselbststidndiger Arbeit,

2. Erwerbsersatzeinkommen, das aufgrund oder in entsprechender Anwendung 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften
kurzfristig erbracht wird, um Erwerbseinkommen zu ersetzen,

3. Entschiddigungen aus der Mitgliedschaft in einer anderen gesetzgebenden Korperschaft,

4. Versorgungsbeziige aus einem Offentlich-rechtlichen Amtsverhéltnis oder einer Verwendung im 6ffentlichen
Dienst,

5. Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung,

soweit nicht nach Absatz 2 ihr Bezug die Leistung von Ubergangsgeld ganz ausschlieBt. Bei der Ermittlung des Ein-
kommens im Sinne des Satzes 1 sind Betriebsausgaben und Werbungskosten abzuziehen. Wird ein ehemaliges Mit-
glied des Landtags, das gemdl3 § 24 Anspruch auf Wiederverwendung im 6ffentlichen Dienst hat, unter Wegfall der
Beziige beurlaubt oder nimmt es Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts, wird ein fiktives
Einkommen angerechnet, das dem Einkommen entspricht, das es bei Fortsetzung seiner bisherigen Tatigkeit erhalten
hitte; dies gilt nicht, wenn und solange der Sonderurlaub dazu erforderlich ist, eine angemessene Ubergangsqualifi-
zierung nach § 12 durchzufiihren.

(4) Die Anrechnung der Einkiinfte und Beziige nach Absatz 3 erfolgt monatsbezogen. Werden sie nicht in Monats-
betridgen erzielt, ist ein Zwolftel der Einkiinfte und Beziige des Kalenderjahres zugrunde zu legen. Soweit die Ein-
kiinfte nur durch einen Steuerbescheid nachgewiesen werden konnen, sind bis zur Vorlage priifungsfahiger Unterla-
gen angemessene monatliche Abschlagszahlungen auf das Ubergangsgeld zu gewihren.

(5) Tritt ein ehemaliges Mitglied wieder in den Landtag ein, so ruht der Anspruch nach Absatz 1 mit dem Zeit-
punkt des Wiedereintrittes.
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§15

Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk, Altersrente

(1) Zur Vorsorge fiir das Alter und zur Unterstiitzung der Witwen, Witwer und Waisen werden die Mitglieder des
Landtags Brandenburg Mitglieder im ,,Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des
Landtags Brandenburg (VLT)®. Das Néhere iiber den Aufbau und die innere Struktur des Versorgungswerks, liber die
Beteiligung der brandenburgischen Mitglieder an seinen Organen, {iber das Verfahren des Versorgungswerks sowie
iiber die Rechte und Pflichten der Landtage einschlieBlich ihres Kiindigungsrechts regelt das Gesetz iiber das Versor-
gungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg vom 19. Juni 2013
(GVBIL. I Nr. 23) sowie ein zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg zu schlie-
Bender Vertrag.

(2) Die Mitglieder des Landtags Brandenburg sind Pflichtmitglieder des Versorgungswerks. § 29 bleibt unberiihrt.
Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet mit dem Tod des Mitglieds sowie im Fall der Erstattung der Beitrdge
zum Versorgungswerk nach Maf3gabe der Satzung des Versorgungswerks (Satzung).

(3) Das Versorgungswerk erbringt nach Mafigabe des Vertrages und der Satzung auf Antrag folgende Leistungen:
1. Altersrente,
2. Hinterbliebenenrente,

3. Erstattung von Beitrdgen als Versorgungsabfindung beziehungsweise Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung entsprechend den Bestimmungen im Abgeordnetengesetz des Deutschen Bundestages; an-
stelle der Erstattung der Beitrdge wird die Mandatszeit auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und
Versorgungsrechts der Beamten, Richter und Soldaten beriicksichtigt,

4.  Kapitalabfindung fiir Witwen und Witwer, deren Rentenanspruch durch Wiederverheiratung oder Eingehen
einer neuen Lebenspartnerschaft erlischt.

(4) Vorbehaltlich des § 29 zahlt jedes Mitglied des Landtags einen monatlichen Pflichtbeitrag zum Versorgungs-
werk in Hohe der Abgeordnetenentschddigung nach § 5 Absatz 2. Die Entschiddigung wird vom Land einbehalten und
unmittelbar als Beitrag an das Versorgungswerk abgefiihrt. Die Hohe der Altersrente ist von der Dauer der Beitrags-
zahlung sowie dem Lebensalter des Mitglieds zum jeweiligen Zeitpunkt der Zahlung abhingig. Eine Differenzierung
der Rentenhohen nach dem Geschlecht erfolgt nicht. Die Rente wird erst nach dem Ausscheiden aus dem Landtag
gewihrt; sie ruht bei einer erneuten Mitgliedschaft im Landtag bis zum Ausscheiden.

(5) Jedes Mitglied hat nach dem Ausscheiden aus dem Landtag Anspruch auf eine lebenslange Altersrente, sobald
es das 67. Lebensjahr vollendet hat, sofern es zu diesem Zeitpunkt mindestens 30 Monate Beitrdge in der gemif
Absatz 4 Satz 1 festgelegten Hohe in das Versorgungswerk gezahlt hat und davon mindestens zw6lf Monate Beitrige
nach Absatz4 Satz 1 als Mitglied des Landtags erbracht wurden. Ein Rentenbeginn mit Vollendung des
62. Lebensjahres ist moglich unter Inkaufnahme von Abschldgen nach Maligabe der Satzung.

(6) Hinterbliebenenrenten werden gewahrt, wenn das Mitglied zum Zeitpunkt des Todes mindestens 30 Monate
Beitrdge in der gemél Absatz 4 Satz 1 festgelegten Hohe in das Versorgungswerk gezahlt hat und davon mindestens
zwolf Monate Beitrdge nach Absatz 4 Satz 1 als Mitglied des Landtags erbracht wurden. Die Witwen- oder Witwer-
rente betrdgt 55 Prozent des Rentenanspruchs oder der Rentenanwartschaft, die das Mitglied im Zeitpunkt seines
Todes erreicht hat. Sie vermindert sich fiir jedes volle Kalenderjahr, um das die Witwe oder der Witwer mehr als
15 Jahre jlinger als das Mitglied ist, um 5 Prozent, hochstens jedoch auf 27,5 Prozent. Die Waisenrente betrdgt bei
Halbwaisen 12 Prozent, bei Vollwaisen 20 Prozent des Rentenanspruchs oder der Rentenanwartschaft, die das Mit-
glied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat.

(7) Eine Anrechnung der Leistungen des Versorgungswerks auf das Ruhegehalt, auf Versorgungs- und Rentenbe-
ziige der Angehorigen des offentlichen Dienstes findet nicht statt. Bei dem Zusammentreffen von Versorgungsan-
spriichen nach dem Abgeordnetengesetz in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung und Renten
aus dem Versorgungswerk darf ein Betrag von 43,47 Prozent der Abgeordnetenbeziige nach § 5 Absatz 1 und 3 nicht
iiberschritten werden. Die verbleibenden Versorgungsanspriiche werden in Hohe des iibersteigenden Betrages ge-
kiirzt. Rentenbetriige, die auf freiwilliger Hoherversicherung beruhen, bleiben unberiicksichtigt. Im Ubrigen erfolgt
keine Anrechnung anderer Leistungen auf die Renten des Versorgungswerks.
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(8) Die gesetzlichen und satzungsmifigen Anspriiche auf Leistungen und Beitrdge verjéhren in vier Jahren. Die
Verjéhrung beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch fallig geworden ist. Fiir die Hemmung, die
Unterbrechung und die Wirkungen der Verjahrung gelten die Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuches entspre-
chend.

(9) Als Witwen und Witwer im Sinne dieser Vorschrift gelten sowohl hinterbliebene Ehegatten als auch hinterblie-
bene eingetragene Lebenspartner von verstorbenen Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern des Landtags.

§16

Gesundheitsschiden

(1) Hat ein Mitglied des Landtags wihrend seiner Zugehdrigkeit zum Landtag oder, sofern es dem Landtag min-
destens flinf Jahre angehdrt hat, innerhalb von drei Jahren nach seinem Ausscheiden ohne sein grobes Verschulden
Gesundheitsschiden erlitten, die seine Arbeitsfahigkeit dauernd so wesentlich beeintrichtigen, dass es sein Mandat
und bei seinem Ausscheiden aus dem Landtag die bei seiner Wahl zum Landtag ausgeiibte oder eine andere zumutba-
re Beschéftigung oder Tatigkeit nicht ausiiben kann, so erhélt es eine Versorgung in Hohe von 20 Prozent der Ent-
schiadigung nach § 5 Absatz 1. Ist der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Ausiibung oder infolge des Mandats
eingetreten, so erhoht sich der Bemessungssatz auf 30 Prozent.

(2) Aufdie Versorgungsanspriiche nach Absatz 1 werden angerechnet
1. Rente aus dem Versorgungswerk, soweit sie auf Pflichtbeitrdgen beruht,

2. Altersversorgung nach dem Abgeordnetengesetz in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung,

3. Versorgungsbeziige aus der Mitgliedschaft in anderen gesetzgebenden Kdrperschaften,
4. Versorgungsbeziige aus einem Amtsverhéltnis oder einer Verwendung im o6ffentlichen Dienst in Héhe von
50 Prozent des Betrages, um den die Anspriiche nach Absatz 1 und die Versorgungsbeziige aus der 6ffentlichen

Kasse 90 Prozent der Entschddigung nach § 5 Absatz 1 iibersteigen.

(3) Leistungen nach Absatz 1 werden nur auf Antrag gewahrt. Fiir zuriickliegende Zeiten werden sie hochstens fiir
drei Monate vor Antragstellung gewéhrt.

(4) Die Feststellung von Gesundheitsschdden erfolgt am Sitz des Landtags durch amtsérztliches Gutachten; sie
wird bis zu dreimal im Abstand von jeweils drei Jahren amtsérztlich iiberpriift. Die Feststellung wird ersetzt durch
den Bescheid iiber Rente wegen Erwerbsminderung oder durch den Bescheid iiber Dienstunféhigkeit im Sinne des
Beamtenrechts. Der Anspruch auf Versorgung nach Absatz 1 erlischt, wenn die Voraussetzungen entfallen sind oder

die versorgungsberechtigte Person erneut Mitglied einer gesetzgebenden Korperschaft wird.

(5) Auf die Versorgung nach Absatz 1 sind die beamtenrechtlichen Vorschriften des Landes iiber die Versorgung
sinngemél anzuwenden.

(6) Die Mitglieder des Landtags sind gegen Unfall zu versichern.

Abschnitt 4
Zuschuss zu den Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung
§17
Zuschuss zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrigen

(1) Die Mitglieder des Landtags und die Versorgungsberechtigten nach diesem Gesetz erhalten auf Antrag einen
zweckgebundenen Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeitragen. Das Bestehen eines Versicherungsverhiltnis-
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ses ist nachzuweisen. Ein Zuschuss wird nicht gezahlt, soweit aufgrund gesetzlicher Vorschriften gegeniiber anderen
Stellen Anspruch auf entsprechende Leistungen besteht. Leistungen in diesem Sinne sind Zahlungen von Dritten, die
insbesondere aufgrund der Vorschriften des Fiinften oder Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und des Zweiten Geset-
zes liber die Krankenversicherung der Landwirte gewéhrt werden. Besteht nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder
Grundsitzen Anspruch auf Beihilfe, wird kein Zuschuss gezahlt.

(2) Der Zuschuss wird jeweils in Hohe des halben Betrags geleistet, der sich aus der Anwendung des um 0,9 Bei-
tragssatzpunkte verminderten erméBigten Beitragssatzes der gesetzlichen Krankenversicherung im Sinne des § 243
des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch ergibt. Besteht die Mitgliedschaft nicht oder nicht ausschlieBlich in einer ge-
setzlichen Krankenkasse gemédl3 § 4 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch, wird unter Beriicksichtigung der Hochst-
grenze nach Satz 1 hochstens der Betrag gezahlt, der sich in entsprechender Anwendung des § 257 Absatz 2 Satz 2
des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch bei Zugrundelegung des nach § 243 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
erméaBigten Beitragssatzes ergibt.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend fiir Pflegeversicherungsbeitridge der Mitglieder des Landtags unter Beriicksichtigung
der §§ 58 und 61 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Zu beriicksichtigende Leistungen im Sinne des Absatzes 1
Satz 3 sind insbesondere Leistungen Dritter aufgrund des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Der Zuschuss wird in
Hohe der Hilfte des aus eigenen Mitteln geleisteten Pflegeversicherungsbeitrags gewahrt, hochstens jedoch die Half-
te des Hochstbeitrages der sozialen Pflegeversicherung.

Abschnitt 5

Gemeinsame Vorschriften

§18

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Versorgungsberechtigte ehemalige Mitglieder des Landtags, die Ubergangsgeld (§ 14), Altersrente (§ 15 Ab-
satz 3 Nummer 1), Versorgung wegen Gesundheitsschdden (§ 16) oder Altersversorgung nach dem bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Recht beziehen, sowie diejenigen, die Hinterbliebenenrente (§ 15 Ab-
satz 3 Nummer 2) oder Hinterbliebenenversorgung nach dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Recht erhalten,

2. Versorgung die in Nummer 1 aufgefiihrten Leistungen,

3. gesetzgebende Korperschaften das Europdische Parlament, der Deutsche Bundestag, die Landesparlamente und
die aus der Wahl vom 18. Mérz 1990 hervorgegangene Volkskammer der DDR.

§ 19

Beginn und Ende der Anspriiche

(1) Die in diesem Gesetz geregelten Anspriiche entstehen mit dem Tage der Annahme der Wahl, auch wenn die
Wahlperiode des letzten Landtags noch nicht abgelaufen ist. Abweichend von Satz 1 entsteht der Anspruch auf Ent-
schddigung gemdll § 5 Absatz 2 mit dem Tage der Annahme der Wahl, frithestens jedoch mit Beginn der neuen
Wabhlperiode. Scheidet eine Person, die eine Amtszulage im Sinne des § 5 Absatz 3 erhilt, aus dem entsprechenden
Amt aus, so endet die Zahlung der zusétzlichen Leistungen nach § 5 Absatz 3 mit dem Ablauf des Monats des Aus-
scheidens aus diesem Amt. Ein aus dem Landtag ausscheidendes Mitglied erhélt die Entschddigungen nach § 5 Ab-
satz 1 und 2, die Amtsausstattung nach § 7, die Erstattung von Aufwendungen nach § 8 Nummer 1 und 2 sowie die
Zuschiisse nach § 17 bis zum Ende des Monats, in dem seine Mitgliedschaft endet. Die Leistungen werden fiir einen
Monat nur einmal gewéhrt.

(2) Bei Berechnung der Mandatsdauer gemal3 § 14 Absatz 1 Satz 4 und § 16 wird ein verbleibender Rest von mehr
als 182 Tagen als volles Jahr gezihlt.
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(3) Die Mitglieder des Landtags und die Versorgungsberechtigten sind verpflichtet, dem Présidenten unverziiglich
die Tatsachen und die Anderungen mitzuteilen, deren Kenntnis fiir die Feststellung von Leistungen nach diesem
Gesetz erforderlich ist. Kommt das Mitglied oder die versorgungsberechtigte Person der Anzeigepflicht nicht nach,
kann die Zahlung von Leistungen ausgesetzt werden.

§ 20

Zahlungsvorschriften

(1) Die Entschdadigungen nach § 5 und die Leistungen nach den §§ 14, 16 und 17 werden monatlich im Voraus
gezahlt. Ist nur ein Teil zu leisten, so wird fiir jeden Kalendertag ein Dreifigstel gezahlt.

(2) Leistungen und Forderungen aus dem Abgeordnetenverhéltnis kénnen miteinander verrechnet werden.

§21
Verzicht, Ubertragbarkeit

Ein Verzicht auf die Entschddigungen nach § 5 sowie auf die Amtsausstattung nach § 7 ist unzuldssig. Die Anspriiche
aus § 5 Absatz 2 und den §§ 7, 8, 10, 11 und 17 sind nicht {ibertragbar. Der Anspruch auf Entschddigung nach § 5
Absatz 1 ist nur bis zur Hélfte {ibertragbar. Anwartschaften und Anspriiche auf Leistungen aus dem Versorgungswerk
sind mit Ausnahme der Anspriiche auf laufende Leistungen nicht {ibertragbar. Im Ubrigen gelten die Vorschriften der
§§ 850 ff. der Zivilprozessordnung.

§22

Bericht des Prasidenten

Der Président des Landtags legt jahrlich im Rahmen der Haushaltsrechnung einen Bericht iiber alle Leistungen vor,
die die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder des Landtags sowie ihre Hinterbliebenen im vorherigen Haushaltsjahr
erhalten haben. Der Bericht wird als Landtagsdrucksache verdffentlicht.

Abschnitt 6

Angehorige des offentlichen Dienstes

§23

Unvereinbarkeit von Amt und Mandat

(1) Beamte mit Dienstbeziigen, Berufsrichter, Staatsanwilte sowie Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit diirfen
Mitglied des Landtags sein, wenn ihre Rechte und Pflichten aus ihrem Dienstverhéltnis mit Ausnahme der Pflicht zur
Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme von Belohnungen und Geschenken vom Tage der Annahme
der Wahl ab ruhen. Ruht das Dienstverhéltnis nicht kraft Gesetzes mit der Annahme der Wahl, so verliert das gewahl-
te Mitglied des Landtags sein Mandat abweichend von der Mallgabe des Satzes 1 erst dann, wenn es nicht innerhalb
einer vom Présidenten des Landtags zu bestimmenden Frist nachweist, dass das Dienstverhéltnis ruht oder beendet ist
oder es unter Wegfall der Dienstbeziige beurlaubt ist. Wird ein Mitglied des Landtags zum Beamten mit Dienstbezii-
gen, Berufsrichter, Staatsanwalt, Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit ernannt, darf es nur unter den Voraussetzun-
gen des Satzes 1 Mitglied des Landtags bleiben.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir Angestellte juristischer Personen des offentlichen Rechts mit Ausnahme der
Religionsgemeinschaften und fiir Angestellte von Kapitalgesellschaften, Vereinen, Anstalten, Verbanden oder Stif-
tungen, wenn juristische Personen des 6ffentlichen Rechts mehr als 50 Prozent des Kapitals halten oder zu mehr als
50 Prozent Mitglieder sind, das Stiftungsvermdgen bereitgestellt haben oder die Aufwendungen tragen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 23 vom 20. Juni 2013 13

(3) In den Fillen der Absétze 1 und 2 erfolgen die Zahlungen nach den §§ 5, 7, 8, 10, 11 und 17 erst, wenn die
Rechte und Pflichten aus dem Beamten-, Richter- oder Angestelltenverhéltnis ruhen oder eine vergleichbare Rege-
lung getroffen oder wenn das Beamten-, Richter- oder Angestelltenverhiltnis beendet wurde.

§ 24

Wiederverwendung nach Beendigung des Mandats

(1) Soweit das Amt oder der Dienst von Angestellten des 6ffentlichen Dienstes mit dem Mandat unvereinbar ist,
ruht das Arbeitsverhiltnis mit der Annahme der Wahl fiir die Dauer der Mitgliedschaft im Landtag.

(2) Hat das Arbeitsverhéltnis wahrend der Mitgliedschaft im Landtag nicht geendet, so ruht es nach Beendigung
der Mitgliedschaft fiir langstens drei Monate. Die Angestellten sind auf ihren Antrag, der innerhalb dieser drei Mona-
te zu stellen ist, wieder einzustellen. Ihnen ist die bis zur Wahl zum Landtag ausgeiibte oder eine andere zumutbare
Aufgabe zu tibertragen. Die iibertragene Aufgabe muss mit mindestens derselben Hochstgrundvergiitung ausgestattet

sein, wie die zuletzt ausgeiibte Tatigkeit.

(3) Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft auf Dienst- und Beschéfti-
gungszeiten anzurechnen.

(4) Die Absitze 1 und 2 gelten fiir Richter entsprechend.

Abschnitt 7

Unabhéngigkeit der Mitglieder des Landtags

§25
Sicherung der Unabhéngigkeit der Mitglieder des Landtags
(1) Das Mitglied des Landtags darf mit Riicksicht auf sein Mandat keine anderen als die in diesem Gesetz vorgese-
henen Zuwendungen annehmen. Insbesondere darf einem Mitglied des Landtags eine Vergiitung aus einem Dienst-
oder Werkvertrag nur gewéhrt werden, soweit sie dem Wert einer vom Mitglied des Landtags tatsdchlich erbrachten
und mit dem Mandat nicht zusammenhéngenden Tétigkeit entspricht. Besondere Dienste, die das Mitglied des Land-

tags seiner Fraktion leistet, diirfen von dieser vergiitet werden.

(2) Wer eine verbotene Zuwendung empfingt, hat sie oder, falls dies nicht moglich ist, ihren Wert an das Land
abzufiihren. Der Prisident des Landtags macht den Anspruch geltend.

§26

Verhaltensregeln
(1) Die Mitglieder des Landtags haben dem Présidenten des Landtags unverziiglich anzuzeigen:
1. die gegenwirtig ausgeiibten Berufe, insbesondere

a)  die unselbststidndige Tétigkeit unter Angabe des Arbeitgebers (mit Branche), der eigenen Funktion oder
Dienststellung,

b)  Dbei selbststindigen Gewerbetreibenden die Art des Gewerbes und die Firma,
¢) bei freien Berufen und sonstigen selbststdndigen Berufen die Angabe des Berufes,

d)  bei mehreren ausgeiibten Berufen den Schwerpunkt der beruflichen Tatigkeit,
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2. friiher ausgeiibte Berufe nach Mafligabe von Nummer 1, soweit sie in Erwartung der Mandatsiibernahme oder in
Zusammenhang mit ihr aufgegeben worden sind,

3. jede entgeltliche Tatigkeit unter Angabe des Auftraggebers oder Vertragspartners, soweit diese Tatigkeit nicht
im Rahmen des ausgeiibten Berufes liegt,

4.  vergiitete oder ehrenamtliche Tétigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates,
sonstigen Organs oder Beirats einer Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer anderen Rechtsform betriebe-
nen Unternehmens oder einer Korperschaft, Stiftung und Anstalt des &ffentlichen Rechts mit Ausnahme der
Mandate der Gebietskorperschaften unter Angabe der betreffenden juristischen Person,

5. vergiitete oder ehrenamtliche Funktionen in Berufsverbdnden, Wirtschaftsvereinigungen, sonstigen Interessen-
verbénden oder dhnlichen Organisationen mit Bedeutung auf Landes- oder Bundesebene unter Angabe der
betreffenden Organisation,

6.  alle Einnahmen aus den gegenwirtig ausgeiibten Berufen, Tétigkeiten und Funktionen, insbesondere Einnah-
men aus entgeltlichen Tatigkeiten der Beratung, Vertretung fremder Interessen, Erstattung von Gutachten, pub-
lizistischer und Vortragstatigkeit; mafgeblich sind die fiir die Tétigkeit geleisteten Bruttobetrége einschlieBlich
Entschidigungs-, Ausgleichs- und Sachleistungen,

7. Zuwendungen, die sie fiir ihre politische Tétigkeit als Mitglieder des Landtags erhalten haben; die Mitglieder
haben iiber solche Zuwendungen gesondert Rechnung zu fiihren.

(2) Die Angaben der Mitglieder des Landtags nach Absatz 1 werden vom Présidenten verdffentlicht. Die Angaben
nach Absatz 1 Nummer 6 und 7 werden in Form von Einkommensstufen veroffentlicht, soweit die Einnahmen und
Zuwendungen bezogen auf den jeweiligen Sachverhalt einen Betrag von 500 Euro iibersteigen. Die Stufe 1 erfasst
einmalige oder regelmifBige monatliche Einkiinfte einer Gréenordnung von iiber 500 bis 3 500 Euro, die Stufe 2
Einkiinfte bis 7 000 Euro, die Stufe 3 Einkiinfte bis 15 000 Euro, die Stufe 4 Einkiinfte bis 30 000 Euro, die Stufe 5
Einkiinfte {iber 30 000 Euro. Bei unregelméBigen Einkiinften aus einer angezeigten Tatigkeit ist ein Zwolftel der
Jahressumme als monatlicher Durchschnittswert fiir die Einstufung maBgeblich; dies ist entsprechend zu kennzeich-
nen.

(3) Wirkt ein Mitglied des Landtags in einem Ausschuss an der Beratung oder Abstimmung iiber einen Gegenstand
mit, an welchem es selbst oder eine andere Person, fiir die es gegen Entgelt tdtig ist, ein unmittelbares wirtschaftli-
ches Interesse hat, so hat es diese Interessenverkniipfung zuvor im Ausschuss offen zu legen, soweit sie sich nicht aus
der Verdffentlichung ergibt.

(4) Hinweise auf die Mitgliedschaft im Landtag in beruflichen und geschéftlichen Angelegenheiten sind zu unter-
lassen.

(5) In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtags verpflichtet, sich durch Riickfrage beim Présidenten iiber die
Auslegung der Regelungen in den Absétzen 1 bis 4 zu vergewissern.

(6) Wird der Vorwurf erhoben, dass ein Mitglied des Landtags gegen die in den Absétzen 1 bis 5 genannten Ver-
haltensregeln verstofen hat, so hat der Prasident den Sachverhalt aufzukldren und das betreffende Mitglied anzuho-
ren. Ergeben sich Anhaltspunkte fiir einen Verstof3, so hat der Prisident gemeinsam mit dem Vorsitzenden der Frak-
tion, der das betreffende Mitglied angehort, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Prisident teilt das Ergeb-
nis der Uberpriifung dem Landtag mit.

§27

Uberpriifung von Abgeordneten

(1) Die Mitglieder des Landtags Brandenburg werden nach Annahme des Mandats auf eine geheimpolizeiliche,
insbesondere auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tatigkeit fiir den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR
im Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes iiberpriift. Die Uberpriifung wird léngstens bis 31. Dezember 2019 durchge-
fiihrt. Sie erstreckt sich auch auf Personen, die gegeniiber Mitarbeitern des Staatssicherheitsdienstes hinsichtlich
deren Tétigkeit fiir den Staatssicherheitsdienst rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren, und auf inoffizielle
Mitarbeiter des Arbeitsgebietes 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei. Abgeordnete, die erst nach dem 12. Janu-
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ar 1990 das 18. Lebensjahr vollendeten, werden nicht iiberpriift. Scheidet ein Mitglied des Landtags vor Abschluss
des Uberpriifungsverfahrens aus dem Landtag aus, ist das Verfahren einzustellen. Die hierzu im Uberpriifungsverfah-
ren angefallenen Unterlagen sind umgehend zu vernichten.

(2) Der Prasident des Landtags ersucht den Bundesbeauftragten fiir die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Bundesbeauftragter) um die Ubermittlung von Unterlagen zum
Zweck der Uberpriifung. Die Abgeordneten teilen dem Prisidenten des Landtags zu diesem Zweck alle Vor- und
Familiennamen (Geburtsnamen und Namen aus fritheren Ehen), ihre Personenkennzahl nach dem Recht der DDR
und die Wohnanschriften (Haupt- und Nebenwohnungen) vor dem 3. Oktober 1990 mit. Enthélt die Antwort des
Bundesbeauftragten Anhaltspunkte, die auf eine Tétigkeit oder Verantwortung nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 hinwei-
sen, libermittelt der Prisident dem Mitglied des Landtags alle Unterlagen unter Beriicksichtigung des § 16 des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes. Das Mitglied hat die Moglichkeit, in einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. Der Prési-
dent kann zu einem spiteren Zeitpunkt eine erneute Uberpriifung einleiten, wenn neue Tatsachen oder Unterlagen
beigebracht werden.

(3) Zu Beginn einer Wahlperiode wird beim Landtag eine Kommission eingerichtet, die aus vier Mitgliedern be-
steht, die weder dem Landtag noch der Landesregierung angehoéren und auf Vorschlag des Prasidenten vom Landtag
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder fiir die Dauer der Wahlperiode gewahlt werden. Den Vor-
schlag unterbreitet der Prasident im Benehmen mit den Fraktionen.

(4) Im Falle von Absatz 2 Satz 3 {ibermittelt der Prdsident alle Unterlagen und, soweit vorhanden, die Stellung-
nahme des Mitglieds des Landtags an die Kommission. Die Kommission trifft in Auswertung der Mitteilungen des
Bundesbeauftragten und sonstiger ihr zugeleiteter oder von ihr beigezogener Unterlagen und Informationen Feststel-
lungen, ob eine Tatigkeit oder Verantwortung nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 als erwiesen anzusehen ist. Sie kann er-
ginzende Unterlagen und Stellungnahmen des Bundesbeauftragten oder anderer Stellen anfordern und bei Bedarf um
Akteneinsicht ersuchen. Entscheidungen bediirfen einer Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Kommis-
sion. Vor Abschluss der Feststellungen sind die Tatsachen dem betroffenen Mitglied des Landtags zu erdffnen und
mit ihm zu erdrtern. Es kann Akteneinsicht verlangen und sich einer Vertrauensperson bedienen. Die Feststellungen
der Kommission werden unter Angabe der wesentlichen Griinde von dem den Vorsitz wahrnehmenden Kommissi-
onsmitglied ausgefertigt. Vor der Ubergabe des Berichts iiber die Feststellungen an den Prisidenten des Landtags gibt
die Kommission dem betroffenen Mitglied des Landtags Gelegenheit, zu den seine Person betreffenden Feststellun-
gen eine schriftliche Erklérung abzugeben; sie ist dem Bericht als Anlage beizufligen. Der Bericht wird als Drucksa-
che verdffentlicht; der Landtag befasst sich mit ihr in einer seiner Sitzungen.

(5) Die Kommission tagt nichtoffentlich. Thre Mitglieder sind vorbehaltlich des Absatzes 4 Satz 5 bis 9 zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Das Nihere {iber die bei der Uberpriifung der Abgeordneten einzuhaltenden Geheimhal-
tungspflichten wird in einer gesonderten Anlage zur Geschiftsordnung des Landtags geregelt.

(6) Bei Ubermittlungen nach Absatz 2 Satz 3, Akteneinsicht nach Absatz 4 Satz 6 und Verdffentlichungen nach
Absatz 4 Satz 9 sind berechtigte Interessen Betroffener und Dritter im Sinne des § 6 Absatz3 und 7 des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes zu beriicksichtigen. Insbesondere die Rechte zum Schutz der Betroffenen sind wihrend des
gesamten Uberpriifungsverfahrens zu beachten.

(7) Die angefallenen Unterlagen sind mit Ablauf der Wahlperiode dem Brandenburgischen Landeshauptarchiv zur
Ubernahme anzubieten, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

Abschnitt 8

Weitergeltung alten Rechts, Ubergangsbestimmungen, erginzende Vorschriften

§28

Versorgungsanspriiche, -anwartschaften und -abfindungen

(1) Die innerhalb der ersten fiinf Wahlperioden erworbenen Versorgungsanspriiche oder Versorgungsanwartschaf-
ten bleiben erhalten. Die sich daraus ergebenden Anspriiche richten sich, vorbehaltlich der Absdtze 2 bis 5, nach
bisherigem Recht. Gleiches gilt fiir noch nicht abgegoltene Anspriiche auf Versorgungsabfindung, Nachversicherung
oder Anrechnung der Mandatszeit als Dienstzeit.
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(2) Fiir ehemalige Mitglieder des Landtags mit Anspruch auf Altersversorgung, die vor dem 13. Oktober 2007 aus
dem Landtag ausgeschieden sind, sind die Versorgungsregelungen nach § 12 und die Anrechnungsvorschriften nach
§ 21 des Abgeordnetengesetzes jeweils in der bis zum Ablauf des 30. Juni 2006 geltenden Fassung anzuwenden. Eine
vorzeitige Inanspruchnahme der Altersversorgung nach § 12 Absatz 3 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung bleibt unberiihrt.

(3) Mit Beginn der 6. Wahlperiode wird bei der Berechnung der Alters- und Hinterbliebenenversorgung anstelle
der Entschddigung nach § 5 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung ein fiktiver Bemessungssatz in Hohe von 63 Prozent der Entschiddigung nach § 5 Absatz 1 dieses Geset-
zes zugrunde gelegt. Dieser fiktive Bemessungssatz gilt auch bei der anteiligen Beriicksichtigung von Zeiten, in
denen ein Amt mit Amtszulage im Sinne des § 5 Absatz 3 wahrgenommen wurde.

(4) Die Berechnung und Durchfithrung des Versorgungsausgleichs bestimmt sich nach den §§ 14 bis 16 und 39 bis
42 des Versorgungsausgleichsgesetzes.

(5) Bei Mitgliedern des Landtags, die vor Beginn der 6. Wahlperiode aus dem Landtag ausgeschieden sind und
Anspruch auf Ubergangsgeld haben, bemessen sich Dauer und Hohe des Ubergangsgeldes nach § 10 des Abgeordne-
tengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung. Hat ein Mitglied dem Landtag sowohl vor
als auch nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angehort, werden bei der Ermittlung der Bezugsdauer des Uber-
gangsgeldes Mandatszeiten aus vorherigen Wahlperioden beriicksichtigt. Die Hohe des Ubergangsgeldes und die
maximale Bezugsdauer richten sich im Ubrigen nach diesem Gesetz.

§29

Abgeordnete mit Hochstversorgung

Ein Mitglied des Landtags, das bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Mitglied des Landtags war und die Hochst-
versorgung gemifl den §§ 11 und 12 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung erreicht hat, erhilt keine Entschadigung nach § 5 Absatz 2. Eine Mitgliedschaft im Versorgungswerk ist
ausgeschlossen.

§30

Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeitrigen der Versorgungsberechtigten

Versorgungsberechtigten, denen nach dem bisherigen Recht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein
Anspruch auf Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeitrdgen zustiinde, der den nach § 17 Absatz 2 zu berechnen-
den Zuschuss iibersteigt, wird der iiberschieBende Betrag wihrend einer Ubergangszeit von einem Jahr nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes in der bisherigen Héhe und wihrend eines weiteren Jahres zur Halfte weitergewdéhrt, sofern die
fiir den Anspruch in der bisherigen Hohe notwendigen Voraussetzungen unveréndert fortbestehen.

§ 31

Beginn der Anspriiche der in den sechsten Landtag Gewéhlten

Wer in den sechsten Landtag gewéhlt wird, hat ab dem Tag der Annahme der Wahl Anspruch auf die Leistungen
nach diesem Gesetz, auch wenn die 6. Wahlperiode noch nicht begonnen hat. Satz 1 gilt nicht fiir die Entschddigung
nach § 5 Absatz 2. Die Regelungen des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden
Fassung finden auf diesen Personenkreis keine Anwendung.

§32

Berufliche Qualifizierung und Evaluation

(1) § 12 findet erstmalig auf Mitglieder des Landtags der 6. Wahlperiode Anwendung.
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(2) Wihrend der 7. Wahlperiode wird die Vorschrift des § 12 unter Beriicksichtigung der Berichte des Prisidenten
des Landtags gemadf § 22 iiberpriift. Bei der Evaluation sind Art und Umfang der durchgefiihrten Qualifizierungs-
malnahmen, ihre Auswirkungen und Ergebnisse sowie die Kosten zu beriicksichtigen.

§33

Evaluation der Altersrente

Drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes wird der Landtag Brandenburg auf der Grundlage eines Berichts des
Présidenten die Angemessenheit der Altersrente und der Pflichtbeitriige nach § 5 Absatz 2 iiberpriifen.

§ 34

Datenverarbeitung

Soweit es fiir die Erfiillung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist, darf der Président des Landtags perso-
nenbezogene Daten von Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern des Landtags, von ihren Hinterbliebenen sowie von
den Beschiftigten der Mitglieder des Landtags verarbeiten.

Artikel 2

Gesetz iiber das Versorgungswerk der Mitglieder
des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (BbgVLTG)

§1
Zugehorigkeit der Mitglieder des Landtags Brandenburg zum Versorgungswerk
der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (Versorgungswerk)

Die Mitgliedschaft der Mitglieder des Landtags Brandenburg im Versorgungswerk wird durch dieses Gesetz, das
Abgeordnetengesetz, den nach § 6 Absatz 1 Satz 2 zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag
Brandenburg zu schlieBenden Vertrag sowie im Ubrigen durch die Satzung des Versorgungswerks (Satzung) gere-
gelt. Das Versorgungswerk ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts mit Sitz in Diisseldorf. Es erbringt seine
Leistungen ausschlieBlich aus eigenen Mitteln.

§2

Rechtsaufsicht, Verfahren und Dateniibermittlung

(1) Das Versorgungswerk unterliegt den versicherungsaufsichtsrechtlichen Vorschriften des Landes Nordrhein-
Westfalen. Die Versicherungsaufsicht und die Korperschaftsaufsicht tiber das Versorgungswerk fiihrt das Finanzmi-
nisterium Nordrhein-Westfalen im Benehmen mit dem fiir die Versicherungsaufsicht zustdndigen Ministerium des
Landes Brandenburg.

(2) Das Verwaltungsverfahren des Versorgungswerks richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des
Landes Nordrhein-Westfalen. Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versorgungswerks im Land Bran-
denburg findet das Verwaltungsvollstreckungsgesetz fiir das Land Brandenburg Anwendung.

(3) Der Président des Landtags Brandenburg ist befugt, dem Versorgungswerk Auskiinfte iiber die brandenburgi-
schen Mitglieder des Versorgungswerks und die sonstigen Leistungsberechtigten zu erteilen, soweit die Auskiinfte
fiir die Feststellung der Mitgliedschaft, der Beitragspflicht und der Versorgungsleistung erforderlich sind.
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§3

Verwaltungskosten

Die Verwaltungskosten des Versorgungswerks werden anteilig vom Landtag Brandenburg getragen und dem Landtag
Nordrhein-Westfalen erstattet. Maf3geblich fiir den zu leistenden Anteil an den Gesamtkosten ist das Verhéltnis der
gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Brandenburg zu der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Nordrhein-
Westfalen, im Falle einer Kiindigung des Vertrages (§ 5) das Verhéltnis der Zahl der brandenburgischen zu der Zahl
der nordrhein-westfdlischen Mitglieder des Versorgungswerks.

§ 4
Organe

(1) Organe des Versorgungswerks sind
1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand,

3. der Vorstandsvorsitzende.

In der Vertreterversammlung und im Vorstand miissen sowohl die brandenburgischen als auch die nordrhein-
westfalischen Mitglieder des Versorgungswerks angemessen vertreten sein. Ma3geblich ist jeweils das Verhiltnis der
gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Brandenburg zu der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Nordrhein-
Westfahlen. Die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks wihlen jeweils zu Beginn der Wahlperiode
ihres Landtags die auf sie entfallenden Vertreter und deren Stellvertreter in die Vertreterversammlung. Die Vertreter-
versammlung wahlt die Mitglieder des Vorstands. Dabei steht den brandenburgischen Mitgliedern das Vorschlags-
recht fiir die auf sie entfallenden Mitglieder des Vorstands zu. Die Amtsdauer der brandenburgischen Vertreter und
Vorstandsmitglieder endet jeweils mit Ablauf der Wahlperiode des Landtags Brandenburg. Sie fiihren ihre Amter bis
zur Wahl ihrer Nachfolger weiter.

(2) Naheres zu den Organen des Versorgungswerks wird durch den nach § 6 Absatz 1 Satz 2 zu schlieenden Ver-
trag zwischen dem Landtag Brandenburg und dem Landtag Nordrhein-Westfalen sowie durch die Satzung des Ver-
sorgungswerks geregelt. Fiir eine Ubergangszeit bis zum Beginn der 17. Wahlperiode des Landtags Nordrhein-
Westfalen konnen der Vertrag und die Satzung abweichende Regelungen vorsehen, soweit diese wegen der noch
laufenden Amtsperioden der nordrhein-westfédlischen Organmitglieder erforderlich sind.

§5
Kiindigung

(1) Der Vertrag kann sowohl vom Landtag Brandenburg als auch vom Landtag Nordrhein-Westfalen mit einer Frist
von drei Jahren zum Ablauf der jeweils eigenen Wahlperiode gekiindigt werden. Eine Kiindigung durch den Landtag
Nordrhein-Westfalen wird fiir die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks erst mit Ablauf der zu diesem
Zeitpunkt aktuellen Wahlperiode wirksam. Vor Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages ist eine
Kiindigung ausgeschlossen.

(2) Im Falle einer Kiindigung findet eine Vermdgensauseinandersetzung nicht statt. Die von den Mitgliedern des
Versorgungswerks eingebrachten Beitrdge verbleiben im Vermodgen des Versorgungswerks; die zum Zeitpunkt der
Beendigung des Vertrages erworbenen Anwartschaften sowie Anspriiche wegen der Nichterfiillung der Wartezeit fiir
eine Altersrente bleiben bestehen, soweit sie nicht durch Maflnahmen zur Deckung von Fehlbetragen oder zum Aus-
gleich von Bilanzverlusten gemindert werden.
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§6

Zustimmung zum Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg

(1) Dem Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg iiber das Versor-
gungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg wird zugestimmt. Der
Prisident des Landtags Brandenburg wird erméichtigt, den Vertrag im Namen des Landtags Brandenburg zu unter-
zeichnen. Der Vertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz bekannt gegeben.

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 10 in Kraft tritt, wird vom Présidenten des Landtags im Ge-
setz- und Versorgungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I bekannt gegeben.

Anlage

Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg
iiber das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen
und des Landtags Brandenburg

Der Landtag Nordrhein-Westfalen, vertreten durch die Présidentin des Landtags, und der Landtag Brandenburg,
vertreten durch den Prisidenten des Landtags, schlieBen nachstehenden Vertrag:

Artikel 1

Name, Sitz und Mitgliedschaft

(1) Das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen trdgt ab Beginn der 6. Wahlperiode
des Landtags Brandenburg den Namen ,,Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des
Landtags Brandenburg (VLT)“. Das Versorgungswerk hat seinen Sitz in Diisseldorf.

(2) Die Abgeordneten des Landtags Brandenburg, die ab Beginn der 6. Wahlperiode oder spiter dem Landtag
Brandenburg angehoren, sind Mitglieder im Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und
des Landtags Brandenburg (im Folgenden: Versorgungswerk). Dies gilt nicht fiir die Abgeordneten, die zu Beginn
der 6. Wahlperiode bereits die Hochstversorgung nach den §§ 11 und 12 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Oktober 2007, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11. Februar 2013, er-
reicht haben.

Artikel 2

Rechtsgrundlagen

(1) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und sonstigen Leistungsberechtigten des Versorgungswerks ergeben
sich aus den Bestimmungen dieses Vertrages, aus § 10 des Abgeordnetengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 5. Ap-
ril 2005 und § 15 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg vom 19. Juni 2013 sowie aus der Satzung des Versor-
gungswerks in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Das Versorgungswerk kann von den Vertragspartnern Auskiinfte iiber die Mitglieder und sonstigen Leistungs-
berechtigten einholen, soweit die Auskiinfte fiir die Feststellung der Mitgliedschaft, der Beitragspflicht oder der
Versorgungsleistung erforderlich sind.

Artikel 3

Vertreterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung besteht aus insgesamt 30 Vertretern sowie Stellvertretern in gleicher Anzahl. Die
Festlegung der Anzahl der Vertreter aus den jeweiligen Léndern erfolgt im Verhiltnis der gesetzlichen Mitglieder-
zahlen des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg. Die Vertreter sind unabhédngig und an



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 23 vom 20. Juni 2013 20

Weisungen nicht gebunden. Die nordrhein-westfdlischen und die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungs-
werks (Landesgruppen) wéhlen zu Beginn der Wahlperiode ihres jeweiligen Landtags die auf sie entfallenden Vertre-
ter fiir die Dauer der jeweiligen Wahlperiode. Wihlbar und wahlberechtigt sind nur Mitglieder des Versorgungs-
werks. Das Néhere bestimmt die Wahlordnung als Bestandteil der Satzung.

(2) Die Vertreterversammlung wihlt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden sowie seinen zweiten Stellvertreter auf
Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Nordrhein-Westfalen und seinen ersten Stellvertreter auf Vorschlag der
Gruppe der Vertreter aus Brandenburg. Die Amtsdauer der Gewdhlten richtet sich nach der Amtsdauer der jeweils
vorschlagsberechtigten Landesgruppe der Vertreterversammlung.

(3) Die Vertreterversammlung ist beschlussfahig, wenn von jeder Landesgruppe der Vertreterversammlung mehr
als die Hélfte der Mitglieder anwesend ist. Ist die Beschlussfahigkeit nicht gegeben, wird die Vertreterversammlung
erneut einberufen. In dieser Sitzung ist sie auch beschlussfiahig, wenn mehr als die Hilfte aller Mitglieder anwesend
ist. Zwischen beiden Sitzungen miissen mindestens zwei Tage liegen.

(4) Die Beschliisse bediirfen der Zustimmung der Vertreter beider Landesgruppen (Prinzip der doppelten Mehrhei-
ten), soweit dieser Vertrag oder die Satzung keine anderen Regelungen vorsehen. Die Beschliisse werden mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder der jeweiligen Landesgruppe gefasst. Beschliisse iiber den Erlass oder die
Anderung der Satzung einschlieBlich der Wahlordnung bediirfen einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln aller
Mitglieder der Vertreterversammlung zuziiglich einer Stimme.

(5) Die Sitzungen der Vertreterversammlung kénnen sowohl am Sitz des Landtags Nordrhein-Westfalen als auch
am Sitz des Landtags Brandenburg stattfinden. Die Vertreterversammlung ist einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer
Mitglieder oder zwei Drittel der Vertreter einer Landesgruppe dies verlangt.

(6) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 erhoht sich die Anzahl der Mitglieder der Vertreterversammlung fiir die Zeit
bis zum Ende der Amtsdauer der bestehenden Vertreterversammlung auf insgesamt 45 Mitglieder sowie Stellvertreter
in gleicher Anzahl. Der Landtag Brandenburg wihlt zu Beginn der 6. Wahlperiode 15 Vertreter sowie Stellvertreter
in gleicher Anzahl in die bestehende Vertreterversammlung, davon zehn Vertreter sowie Stellvertreter fiir die Dauer
der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg und fiinf Vertreter sowie Stellvertreter fiir die Zeit bis zum Ende der
Amtsperiode der bestehenden Vertreterversammlung. Die erweiterte Vertreterversammlung erlédsst in ihrer ersten
gemeinsamen Sitzung nach der Wahl der Neumitglieder die neue Satzung fiir das Versorgungswerk.

Artikel 4

Vorstand

(1) Die Vertreterversammlung beschlie3t spitestens in ihrer letzten Sitzung vor Ablauf der 16. Wahlperiode des
Landtags Nordrhein-Westfalen iiber eine Satzungsregelung zur Bestimmung der Gr6fe und Zusammensetzung des
Vorstands ab dem Beginn der 17. Wahlperiode des Landtags Nordrhein-Westfalen. Die Regelung muss eine ange-
messene Vertretung beider Landesgruppen im Vorstand sowie bei den innerhalb des Vorstands zu besetzenden Am-
tern (Vorsitz und Stellvertretung) vorsehen. Mafigeblich hierfiir ist das Verhéltnis der gesetzlichen Mitgliederzahlen
des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg. Die Mitglieder des Vorstands werden von der
Vertreterversammlung einzeln und geheim gewahlt. Jede Landesgruppe in der Vertreterversammlung hat das Vor-
schlagsrecht fiir so viele Mitglieder, wie ihr nach der Satzungsregelung zustehen, mindestens jedoch fiir zwei Mit-
glieder. Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder entspricht der Amtsdauer der jeweils vorschlagsberechtigten Lan-
desgruppe in der Vertreterversammlung.

(2) Bereits vor der Beschlussfassung iiber eine neue Satzungsregelung wihlt die Vertreterversammlung auf Vor-
schlag der Gruppe der Vertreter aus Brandenburg zusétzlich zwei Mitglieder fiir die Dauer der 6. Wahlperiode des
Landtags Brandenburg in den Vorstand. Sieht die neue Satzungsregelung mehr als zwei Vorstandsmitglieder auf
Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Brandenburg vor, endet ihre Amtsdauer ebenfalls mit dem Ablauf der
6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg.

(3) Der Vorstand tagt mindestens einmal jahrlich am Sitz des Landtags Brandenburg.
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Artikel 5

Rechtsaufsicht

(1) Die Versicherungsaufsicht sowie die Korperschaftsaufsicht iiber das Versorgungswerk fiihrt das Finanzministe-
rium Nordrhein-Westfalen im Benehmen mit dem fiir die Versicherungsaufsicht zustdndigen Ministerium des Landes
Brandenburg. Dieses ist befugt, Vertreter zu den Sitzungen der Vertreterversammlung und des Vorstands zu entsen-
den.

(2) Das Versorgungswerk leitet den gepriiften Jahresabschluss dem nach Absatz 1 zustindigen Ministerium des
Landes Brandenburg zu.

Artikel 6

Vollstreckung von Verwaltungsakten

Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versorgungswerks im Land Brandenburg findet das Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz des Landes Brandenburg Anwendung.

Artikel 7

Vermégen und Kosten
(1) Das von den Mitgliedern des Versorgungswerks eingebrachte Vermdgen wird gemeinsam verwaltet.

(2) Die bis zum Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg erworbenen Anspriiche der Mitglieder des
Versorgungswerks der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen (VLT NRW) bleiben unberiihrt. Zum letzten
Tag der 5. Wahlperiode des Landtags Brandenburg erstellt das VLT NRW eine Zwischenbilanz. Die zu diesem Bi-
lanzstichtag ausgewiesenen Aktiva und Passiva sowie alle stillen Reserven und stillen Lasten werden in wirtschaftli-
cher Hinsicht dauerhaft den zu diesem Zeitpunkt dem VLT NRW angehorenden Mitgliedern zugerechnet. Uber wei-
tere MaBnahmen zur Umsetzung der Anspriiche nach Satz 1 entscheidet der gemeinsame Vorstand.

(3) Die Verwaltungskosten werden anteilig im Verhéltnis der gesetzlichen Mitgliederzahlen des Landtags Nord-
rhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg auf die jeweiligen Landesparlamente umgelegt und vom Landtag
Nordrhein-Westfalen eingezogen. Dies gilt nicht fiir Reisekosten und Aufwandsentschiadigungen der Mitglieder, die
jeder Landtag alleine tragt.

Artikel 8

Beitrige

Nach Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg fiihrt der Landtag Brandenburg die Beitrdge seiner Mit-
glieder nach § 5 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg an das Versorgungswerk ab. Die Zahlung erfolgt
monatlich. Die fiir die Zeit zwischen der Konstituierung des Landtags Brandenburg der 6. Wahlperiode und dem
31. Dezember 2014 entstandenen Beitrige der Mitglieder des Landtags Brandenburg miissen spitestens bis zum
31. Dezember 2014 beim Versorgungswerk eingegangen sein.

Artikel 9
Kiindigung

(1) Dieser Vertrag kann von jedem der vertragsschlieBenden Landtage mit einer Frist von drei Jahren zum Ablauf
seiner jeweiligen Wahlperiode gekiindigt werden. Um einen Wechsel des Versorgungssystems wihrend der laufen-
den Wahlperiode zu vermeiden, wird eine Kiindigung durch den Landtag Nordrhein-Westfalen fiir die brandenburgi-
schen Mitglieder des Versorgungswerks erst mit Ablauf der zu diesem Zeitpunkt aktuellen Wahlperiode wirksam.
Vor Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrages ist eine Kiindigung ausgeschlossen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil I — Nr. 23 vom 20. Juni 2013 22

(2) Im Fall einer Kiindigung des Vertrages findet keine Vermogensauseinandersetzung statt. Die von den Mitglie-
dern des Versorgungswerks eingebrachten Beitrdge verbleiben im Vermogen des Versorgungswerks; die zum Zeit-
punkt der Beendigung des Vertrages erworbenen Anwartschaften sowie Anspriiche wegen der Nichterfiillung der
Wartezeit fiir eine Altersrente bleiben bestehen, soweit sie nicht durch Maflnahmen zur Deckung von Fehlbetrégen
oder zum Ausgleich von Bilanzverlusten gemindert werden. Solange Anwartschaften auf Leistungen bestehen oder
Renten aus dem Versorgungswerk gezahlt werden, sind nach der Kiindigung die Verwaltungskosten anteilig im Ver-
hiltnis der nordrhein-westfélischen zu den brandenburgischen Mitgliedern zu tragen.

(3) Soweit iiber die Bestimmungen der Absdtze 1 und 2 hinausgehende MaBnahmen zu treffen sind, regeln die
Vertragspartner diese im gegenseitigen Einvernehmen.

Artikel 10

Inkrafttreten

Dieser Vertrag tritt nach Zustimmung des Landtags Brandenburg und des Landtags Nordrhein-Westfalen am ersten
Tag des Monats in Kraft, der auf den Austausch der Vertragsurkunden folgt.

Diisseldorf, den Potsdam, den

Carina Godecke Gunter Fritsch

(Prasidentin des Landtags Nordrhein-Westfalen) (Prasident des Landtags Brandenburg)
Artikel 3

Anderung des Fraktionsgesetzes

§ 2 des Fraktionsgesetzes vom 29. Mérz 1994 (GVBI. I S. 86), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2006
(GVBIL. I 8S. 66, 70) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

(1) Jede Fraktion gibt sich eine schriftliche Geschéftsordnung, die demokratischen Grundsétzen entsprechen
und die als notwendige Fraktionsorgane die Fraktionsversammlung und einen Fraktionsvorstand oder einen
Fraktionsvorsitzenden vorsehen muss. Statt eines Fraktionsvorsitzenden kann die Geschiftsordnung auch zwei
gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende vorsehen. Ist in der Geschéftsordnung ein Fraktionsvorstand nicht vor-
gesehen, nimmt der Fraktionsvorsitzende die in diesem Gesetz geregelten Rechte und Pflichten des Vorstandes
wahr. Zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende nehmen diese Rechte und Pflichten gemeinsam wahr.*

2. Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a)  In Nummer 2 werden die Worter ,,des Fraktionsvorsitzenden* durch die Worter ,,des oder der Fraktions-
vorsitzenden® ersetzt.

b)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

3.  die rechtsgeschiftliche Vertretung der Fraktion; hat die Fraktion zwei Vorsitzende, so ist in der Ge-
schéftsordnung auch zu bestimmen, ob sie, soweit durch Gesetz oder durch die Geschéftsordnung
des Landtages Brandenburg nichts anderes geregelt ist, die Vertretung der Fraktion gemeinschaft-
lich oder allein wahrnehmen; zur Abgabe von Willenserkldrungen gegeniiber der Fraktion geniigt
die Erklarung gegeniiber einem Fraktionsvorsitzenden,®.
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Artikel 4

Anderung des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg

§ 9 Absatz 1 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Novem-
ber 1996 (GVBI. I S. 343), das zuletzt durch Gesetz vom 24. November 2011 (GVBI. I Nr. 28) geéndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1.  In Satz 1 werden die Worter ,,in Hohe eines Drittels® durch die Worter ,,in Hohe von 22 Prozent™ und die An-
gabe ,,§ 5“ durch die Angabe ,,§ 5 Absatz 1° ersetzt.

2. In Satz 2 werden die Worter ,,in Hohe eines Sechstels® durch die Worter ,,in Héhe von 11 Prozent™ und die
Angabe ,,§ 5° durch die Angabe ,,§ 5 Absatz 1 ersetzt.

3. In Satz 3 werden die Angaben ,,250 Euro“ und ,,125 Euro* durch die Angaben ,,500 Euro* und ,,250 Euro*
ersetzt.

Artikel 5

Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

(1) Artikel 1 §§ 13 und 31 sowie Artikel 2 treten am Tag nach der Verkiindung in Kraft; im Ubrigen tritt das Ge-
setz mit Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg in Kraft.

(2) Das Abgeordnetengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Oktober 2007 (GVBI. 1 S. 146), das
zuletzt durch Gesetz vom 11. Februar 2013 (GVBI. I Nr. 6) geédndert worden ist, tritt mit Beginn der 6. Wahlperiode
des Landtags Brandenburg aufler Kraft.

Potsdam, den 19. Juni 2013

Der Prisident
des Landtages Brandenburg

Gunter Fritsch

Herausgeber: Der Président des Landtages Brandenburg
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	Wahlvorbereitungsurlaub
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	Entschädigung
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	(3) Der Präsident des Landtags und der Vizepräsident sowie die Fraktionsvorsitzenden erhalten eine Amtszulage. Vorbehaltlich der Sätze 4 und 5 beträgt die Amtszulage für den Präsidenten und die Fraktionsvorsitzenden 70 Prozent sowie für den Vizepräsidenten 35 Prozent der Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2. Hat eine Fraktion zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende, erhalten sie jeweils die Hälfte der Amtszulage nach Satz 2. Der auf die Entschädigung nach Absatz 2 entfallende Anteil der Amtszulage wird an das Versorgungswerk abgeführt, soweit er die in § 5 Absatz 1 Nummer 8 Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes festgelegte Höchstgrenze nicht überschreitet; die Amtszulage vermindert sich um den die Höchstgrenze überschreitenden Betrag. Hat eine Fraktion zwei Fraktionsvorsitzende, darf die Summe ihrer Amtszulagen die Amtszulage eines alleinigen Fraktionsvorsitzenden nicht übersteigen.
	(4) Die Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2 werden jährlich an die Einkommensentwicklung im Land Brandenburg angepasst. Maßstab für die Anpassung ist die Veränderung einer gewogenen Maßzahl der durchschnittlichen Einkommensentwicklung, die sich zusammensetzt aus
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	Die entsprechenden Indizes fließen jeweils zu dem Prozentsatz in die gewogene Maßzahl ein, der dem Anteil der Beschäftigten dieser Bereiche an der Gesamtzahl der Beschäftigten im Land Brandenburg entspricht. Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg teilt die prozentuale Veränderung der nach den Sätzen 2 und 3 ermittelten Maßzahl der Einkommensentwicklung bis zum 1. September eines jeden Jahres dem Präsidenten in Form eines Berichts mit. Maßgeblich sind die Daten des abgelaufenen Jahres im Vergleich zum vorangegangenen Jahr. Der Präsident veröffentlicht den Bericht als Drucksache und legt auf dieser Basis binnen eines Monats, im Falle eines anstehenden Wahlperiodenwechsels innerhalb der ersten drei Monate nach der konstituierenden Sitzung einen Gesetzentwurf zur Änderung des Abgeordnetengesetzes vor.
	Anrechnung anderer Einkünfte, Doppelmandat
	(1) Hat ein Mitglied des Landtags neben den Entschädigungen nach § 5 Anspruch auf Einkommen aus einem Amtsverhältnis oder aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst, so werden die Entschädigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 um 75 Prozent gekürzt.
	(2) Die Entschädigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 ruhen neben Versorgungsbezügen aus einem Amtsverhältnis oder aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst und neben Versorgungsbezügen aus der Mitgliedschaft in einer anderen gesetzgebenden Körperschaft in Höhe von 75 Prozent, höchstens jedoch in Höhe von 50 Prozent der Versorgungsbezüge aus dem Amtsverhältnis oder der Verwendung im öffentlichen Dienst. Entsprechendes gilt beim Bezug einer Rente aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des öffentlichen Dienstes.
	(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht auf die Zahlung einer monatlichen oder jährlichen Sonderzuwendung, eines jährlichen Urlaubsgeldes oder auf sonstige vergleichbare Sonder- oder Einmalzahlungen oder entsprechende Leistungen aufgrund gesetzlicher oder tariflicher Regelungen anzuwenden. Soweit nach den Absätzen 1 und 2 mehrere Kürzungstatbestände gleichzeitig zutreffen, erfolgt die Kürzung nur einmal mit dem jeweiligen Höchstbetrag.
	(4) Für die Zeit, für die ein Mitglied des Landtags eine Entschädigung als Mitglied des Europäischen Parlaments oder des Deutschen Bundestages erhält, werden die Entschädigungen nach § 5 Absatz 1 und 2 nicht gewährt. Für die Zeit, für die es Aufwandsentschädigung als Mitglied des Europäischen Parlaments oder des Deutschen Bundestages erhält, werden die Leistungen nach den §§ 7, 8 und 12 nicht gewährt.
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	(2) Zur Amtsausstattung gehören die Benutzung der durch den Landtag zur Verfügung gestellten Informations- und Kommunikationseinrichtungen und die Inanspruchnahme sonstiger zur Verfügung gestellter Sachleistungen des Landtags in Ausübung des Mandats.
	(3) Die Mitglieder des Landtags erhalten auf Anforderung die Freifahrtberechtigung der Deutschen Bahn AG für die Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften des Bundes und der Länder für den Bereich des Landes Brandenburg. Sie erstatten dem Land die hierfür von der Deutschen Bahn AG in Rechnung gestellten Kosten.
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	1. die nachgewiesenen Aufwendungen für die Anstellung von Beschäftigten bis zu einem Betrag, der dem Bruttogehalt eines Beschäftigten des Landes Brandenburg in der Entgeltgruppe E 13 Stufe 3 TV-L einschließlich der gesetzlichen Pflichtbeiträge und der für die Beschäftigten des Landes Brandenburg geltenden tariflichen Leistungen entspricht; nicht übernommen werden Aufwendungen, die entstehen anlässlich der Beschäftigung von Personen, die mit dem antragstellenden Mitglied oder einem anderen Mitglied des Landtags verheiratet sind oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, sowie der Beschäftigung von Verschwägerten und von Verwandten ersten und zweiten Grades,
	2. die tatsächlich entstandenen Mietkosten für angemessene Wahlkreisbüros bis zu einem Betrag von 500 Euro, höchstens jedoch in Höhe des jeweils ortsüblichen Mietzinses, sowie die Aufwendungen für die Ausstattung dieser Büros bis zu einem Höchstbetrag von 2 500 Euro oder, sofern einem Mitglied des Landtags bereits in der vorhergehenden Wahlperiode entsprechende Kosten erstattet worden sind, von 1 000 Euro.
	Pflichtsitzungen
	(1) Sitzungen des Landtags, des Präsidiums, der Ausschüsse und der sonstigen parlamentarischen Gremien sind Pflichtsitzungen. Sie finden grundsätzlich am Sitz des Landtags statt. Ausnahmen kann der Präsident auf schriftlichen Antrag zulassen. Pflichtsitzungen sind auch die Sitzungen der Fraktionen am Sitz des Landtags.
	(2) In jeder Pflichtsitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich jedes anwesende Mitglied des Landtags einzutragen hat. 
	Erstattung von Fahrkosten
	(1) Die Mitglieder des Landtags erhalten für Fahrten zum Landtag aus Anlass von Pflichtsitzungen auf Antrag die Kosten in Höhe von 0,30 Euro je gefahrenen Kilometer erstattet. Werden öffentliche Verkehrsmittel genutzt, so wird der tatsächlich aufgewendete Fahrpreis erstattet, soweit nicht das Mitglied über eine Freifahrtberechtigung gemäß § 7 Absatz 3 verfügt und diese eingesetzt werden kann. Erstattet werden höchstens die Kosten, die für die kürzeste Wegstrecke zwischen Wohnort und Landtag anfallen. Eine andere als die kürzeste Wegstrecke kann zugrunde gelegt werden, wenn diese offensichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Mitglied des Landtags regelmäßig für den Weg zwischen Wohnort und Landtag benutzt wird.
	(2) Die Anträge sind grundsätzlich vierteljährlich innerhalb des laufenden Haushaltsjahres, spätestens bis zum 31. März des folgenden Jahres zu stellen. Bei dieser Frist handelt es sich um eine Ausschlussfrist. Ist der Antrag nicht fristgerecht gestellt worden, erlischt der Anspruch auf Fahrkostenerstattung.
	(3) Mitglieder des Landtags, denen ein landeseigener Dienstwagen zur uneingeschränkten Nutzung zur Verfügung steht, werden Fahrkosten nicht erstattet.
	Erstattung von Reisekosten in besonderen Fällen
	(1) Vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 werden den Mitgliedern des Landtags auf Antrag die Kosten für mandatsbedingte Reisen außerhalb des Landes Brandenburg in sinngemäßer Anwendung der beamtenrechtlichen Reisekostenregelungen des Landes erstattet. Die Reisekostenerstattung erstreckt sich auf
	1. die Teilnahme an Reisen von Ausschüssen, anderen parlamentarischen Gremien und des Präsidiums,
	2. Reisen im Auftrag des Präsidenten und
	3. Reisen einzelner Mitglieder des Landtags in Ausübung ihres Mandats, wenn sie im Interesse des Landes liegen.
	Die Reisen bedürfen der Zustimmung des Präsidenten im Einvernehmen mit dem Präsidium; in den Fällen des Satzes 2 Nummer 2 und 3 ist das Einvernehmen des Präsidiums nur bei Auslandsreisen erforderlich. 
	(2) Bei Reisen außerhalb des Landes Brandenburg werden den Mitgliedern des Landtags, die über eine Freifahrtberechtigung nach § 7 Absatz 3 verfügen, nur die außerhalb des Geltungsbereichs dieser Freifahrtberechtigung durch Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel entstandenen Fahrkosten erstattet. Auf schriftlichen Antrag kann der Präsident die Benutzung anderer Verkehrsmittel genehmigen.
	(3) Bei genehmigter Benutzung eines Kraftwagens gemäß Absatz 1 oder Absatz 2 wird eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,30 Euro je gefahrenen Kilometer ab Landesgrenze gewährt, wenn das Mitglied des Landtags
	1. einen eigenen Kraftwagen,
	2. einen Kraftwagen gegen Entgelt,
	3. einen Kraftwagen, dessen Betriebskosten von ihm getragen werden,
	benutzt.
	(4) Findet während der sitzungsfreien Zeit eine Pflichtsitzung statt, so sind dem teilnehmenden Mitglied des Landtags die außerhalb Brandenburgs entstandenen notwendigen Fahrkosten für Hin- und Rückreise zum Sitzungs- und Urlaubsort zu erstatten, sofern es sich außerhalb des Landes Brandenburg aufhält und diesen Aufenthalt zur Teilnahme an der Sitzung unterbricht.
	(5) Den Mitgliedern des Landtags werden die notwendigen Kosten der durch Pflichtsitzungen veranlassten Übernachtungen erstattet. Anstelle der Übernahme der Kosten für einzelne Übernachtungen können die Mietkosten für eine Zweitwohnung am Sitz des Landtags gegen Nachweis bis zu einem monatlichen Höchstbetrag von 250 Euro erstattet werden.
	Berufliche Qualifizierung
	(1) Während des letzten Jahres einer Wahlperiode oder innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden aus dem Landtag haben die Mitglieder des Landtags unter den Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 Anspruch auf Erstattung der Kosten einer angemessenen Übergangsqualifizierung auf der Grundlage eines dem jeweiligen Bedarf entsprechenden individuellen beruflichen Fort- oder Weiterbildungskonzepts.
	(2) Die Kosten der Übergangsqualifizierung werden bis zu einem im Haushaltsgesetz festzulegenden Höchstbetrag auf Antrag erstattet. Finanziert werden ausschließlich nachgewiesene Kosten für Qualifizierungsmaßnahmen. Sowohl die Maßnahmen als auch die Träger der Maßnahmen müssen gemäß den Vorschriften des Fünften Kapitels des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zugelassen sein.
	(3) Ein Anspruch auf Kostenerstattung für eine Übergangsqualifizierung besteht nicht, wenn das Mitglied nach Beendigung seines Mandats keinen Anspruch auf Übergangsgeld hat oder Übergangsgeld aus den in § 14 Absatz 2 genannten Gründen nicht gezahlt wird. Die Kostenübernahme endet, wenn das Mitglied in den Landtag der folgenden Wahlperiode wiedergewählt wird, mit Annahme des Mandats. In diesem Fall ist die Hälfte der bis dahin erstatteten Kosten zurückzuzahlen.
	Ausführungsbestimmungen
	Das Nähere über die Amtsausstattung nach § 7, über die Erstattung von Aufwendungen, Fahrkosten und Reisekosten nach den §§ 8, 10 und 11 sowie über die berufliche Qualifizierung nach § 12 regelt das Präsidium des Landtags in Richtlinien. In ihnen sind die Belange von Mitgliedern des Landtags mit Behinderungen angemessen zu berücksichtigen, wobei dem Grad der Behinderung ebenso wie möglichen Ansprüchen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch Rechnung zu tragen ist. Die Richtlinien werden auf der Internetseite des Landtags veröffentlicht.
	Leistungen nach Ausscheiden aus dem Landtag
	Übergangsgeld
	(1) Ein Mitglied des Landtags erhält nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag auf Antrag ein Übergangsgeld, sofern es dem Landtag mindestens ein Jahr angehört hat. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden zu stellen. Das Übergangsgeld wird in Höhe von 80 Prozent der zum Zeitpunkt des Ausscheidens maßgebenden Entschädigung nach § 5 Absatz 1 für mindestens drei Monate gewährt. Für jedes weitere Jahr der Zugehörigkeit zum Landtag wird das Übergangsgeld für einen weiteren Monat, insgesamt jedoch höchstens für 18 Monate, gewährt. Das Übergangsgeld wird auf Antrag monatlich in Höhe des halben Betrags gewährt; die Bezugsdauer verlängert sich dementsprechend. 
	(2) Das Übergangsgeld wird nicht gezahlt, wenn das ehemalige Mitglied
	1. Altersrente nach § 15 Absatz 5 dieses Gesetzes oder Altersversorgung nach den §§ 11 und 12 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung erhält oder die altersmäßigen Voraussetzungen für den Bezug dieser Leistungen erfüllt,
	2. eine Versorgung nach § 16 erhält,
	3. Versorgung aus der Mitgliedschaft in einer anderen gesetzgebenden Körperschaft erhält,
	4. Ruhegehalt aus einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst bezieht oder
	5. eine Rente nach § 33 Absatz 2 oder 3 Nummer 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bezieht.
	Das Übergangsgeld wird ferner nicht gezahlt, wenn dem ehemaligen Mitglied die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter durch Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nach Artikel 18 des Grundgesetzes aberkannt wurde.
	(3) Auf das Übergangsgeld nach Absatz 1 sind anzurechnen:
	1. Einkünfte aus
	a) Land- und Forstwirtschaft,
	b) Gewerbebetrieb,
	c) selbstständiger Arbeit,
	d) nichtselbstständiger Arbeit,
	2. Erwerbsersatzeinkommen, das aufgrund oder in entsprechender Anwendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht wird, um Erwerbseinkommen zu ersetzen,
	3. Entschädigungen aus der Mitgliedschaft in einer anderen gesetzgebenden Körperschaft,
	4. Versorgungsbezüge aus einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst,
	5. Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
	soweit nicht nach Absatz 2 ihr Bezug die Leistung von Übergangsgeld ganz ausschließt. Bei der Ermittlung des Einkommens im Sinne des Satzes 1 sind Betriebsausgaben und Werbungskosten abzuziehen. Wird ein ehemaliges Mitglied des Landtags, das gemäß § 24 Anspruch auf Wiederverwendung im öffentlichen Dienst hat, unter Wegfall der Bezüge beurlaubt oder nimmt es Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts, wird ein fiktives Einkommen angerechnet, das dem Einkommen entspricht, das es bei Fortsetzung seiner bisherigen Tätigkeit erhalten hätte; dies gilt nicht, wenn und solange der Sonderurlaub dazu erforderlich ist, eine angemessene Übergangsqualifizierung nach § 12 durchzuführen.
	(4) Die Anrechnung der Einkünfte und Bezüge nach Absatz 3 erfolgt monatsbezogen. Werden sie nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist ein Zwölftel der Einkünfte und Bezüge des Kalenderjahres zugrunde zu legen. Soweit die Einkünfte nur durch einen Steuerbescheid nachgewiesen werden können, sind bis zur Vorlage prüfungsfähiger Unterlagen angemessene monatliche Abschlagszahlungen auf das Übergangsgeld zu gewähren.
	(5) Tritt ein ehemaliges Mitglied wieder in den Landtag ein, so ruht der Anspruch nach Absatz 1 mit dem Zeitpunkt des Wiedereintrittes.
	Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk, Altersrente
	(1) Zur Vorsorge für das Alter und zur Unterstützung der Witwen, Witwer und Waisen werden die Mitglieder des Landtags Brandenburg Mitglieder im „Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (VLT)“. Das Nähere über den Aufbau und die innere Struktur des Versorgungswerks, über die Beteiligung der brandenburgischen Mitglieder an seinen Organen, über das Verfahren des Versorgungswerks sowie über die Rechte und Pflichten der Landtage einschließlich ihres Kündigungsrechts regelt das Gesetz über das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg vom 19. Juni 2013 (GVBl. I Nr. 23) sowie ein zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg zu schließender Vertrag.
	(2) Die Mitglieder des Landtags Brandenburg sind Pflichtmitglieder des Versorgungswerks. § 29 bleibt unberührt. Die Mitgliedschaft im Versorgungswerk endet mit dem Tod des Mitglieds sowie im Fall der Erstattung der Beiträge zum Versorgungswerk nach Maßgabe der Satzung des Versorgungswerks (Satzung). 
	(3) Das Versorgungswerk erbringt nach Maßgabe des Vertrages und der Satzung auf Antrag folgende Leistungen:
	1. Altersrente,
	2. Hinterbliebenenrente,
	3. Erstattung von Beiträgen als Versorgungsabfindung beziehungsweise Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung entsprechend den Bestimmungen im Abgeordnetengesetz des Deutschen Bundestages; anstelle der Erstattung der Beiträge wird die Mandatszeit auf Antrag als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Beamten, Richter und Soldaten berücksichtigt,
	4. Kapitalabfindung für Witwen und Witwer, deren Rentenanspruch durch Wiederverheiratung oder Eingehen einer neuen Lebenspartnerschaft erlischt.
	(4) Vorbehaltlich des § 29 zahlt jedes Mitglied des Landtags einen monatlichen Pflichtbeitrag zum Versorgungswerk in Höhe der Abgeordnetenentschädigung nach § 5 Absatz 2. Die Entschädigung wird vom Land einbehalten und unmittelbar als Beitrag an das Versorgungswerk abgeführt. Die Höhe der Altersrente ist von der Dauer der Beitragszahlung sowie dem Lebensalter des Mitglieds zum jeweiligen Zeitpunkt der Zahlung abhängig. Eine Differenzierung der Rentenhöhen nach dem Geschlecht erfolgt nicht. Die Rente wird erst nach dem Ausscheiden aus dem Landtag gewährt; sie ruht bei einer erneuten Mitgliedschaft im Landtag bis zum Ausscheiden.
	(5) Jedes Mitglied hat nach dem Ausscheiden aus dem Landtag Anspruch auf eine lebenslange Altersrente, sobald es das 67. Lebensjahr vollendet hat, sofern es zu diesem Zeitpunkt mindestens 30 Monate Beiträge in der gemäß Absatz 4 Satz 1 festgelegten Höhe in das Versorgungswerk gezahlt hat und davon mindestens zwölf Monate Beiträge nach Absatz 4 Satz 1 als Mitglied des Landtags erbracht wurden. Ein Rentenbeginn mit Vollendung des 62. Lebensjahres ist möglich unter Inkaufnahme von Abschlägen nach Maßgabe der Satzung. 
	(6) Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn das Mitglied zum Zeitpunkt des Todes mindestens 30 Monate Beiträge in der gemäß Absatz 4 Satz 1 festgelegten Höhe in das Versorgungswerk gezahlt hat und davon mindestens zwölf Monate Beiträge nach Absatz 4 Satz 1 als Mitglied des Landtags erbracht wurden. Die Witwen- oder Witwerrente beträgt 55 Prozent des Rentenanspruchs oder der Rentenanwartschaft, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat. Sie vermindert sich für jedes volle Kalenderjahr, um das die Witwe oder der Witwer mehr als 15 Jahre jünger als das Mitglied ist, um 5 Prozent, höchstens jedoch auf 27,5 Prozent. Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen 12 Prozent, bei Vollwaisen 20 Prozent des Rentenanspruchs oder der Rentenanwartschaft, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat. 
	(7) Eine Anrechnung der Leistungen des Versorgungswerks auf das Ruhegehalt, auf Versorgungs- und Rentenbezüge der Angehörigen des öffentlichen Dienstes findet nicht statt. Bei dem Zusammentreffen von Versorgungsansprüchen nach dem Abgeordnetengesetz in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung und Renten aus dem Versorgungswerk darf ein Betrag von 43,47 Prozent der Abgeordnetenbezüge nach § 5 Absatz 1 und 3 nicht überschritten werden. Die verbleibenden Versorgungsansprüche werden in Höhe des übersteigenden Betrages gekürzt. Rentenbeträge, die auf freiwilliger Höherversicherung beruhen, bleiben unberücksichtigt. Im Übrigen erfolgt keine Anrechnung anderer Leistungen auf die Renten des Versorgungswerks.
	(8) Die gesetzlichen und satzungsmäßigen Ansprüche auf Leistungen und Beiträge verjähren in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch fällig geworden ist. Für die Hemmung, die Unterbrechung und die Wirkungen der Verjährung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend.
	(9) Als Witwen und Witwer im Sinne dieser Vorschrift gelten sowohl hinterbliebene Ehegatten als auch hinterbliebene eingetragene Lebenspartner von verstorbenen Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern des Landtags.
	Gesundheitsschäden
	(1) Hat ein Mitglied des Landtags während seiner Zugehörigkeit zum Landtag oder, sofern es dem Landtag mindestens fünf Jahre angehört hat, innerhalb von drei Jahren nach seinem Ausscheiden ohne sein grobes Verschulden Gesundheitsschäden erlitten, die seine Arbeitsfähigkeit dauernd so wesentlich beeinträchtigen, dass es sein Mandat und bei seinem Ausscheiden aus dem Landtag die bei seiner Wahl zum Landtag ausgeübte oder eine andere zumutbare Beschäftigung oder Tätigkeit nicht ausüben kann, so erhält es eine Versorgung in Höhe von 20 Prozent der Entschädigung nach § 5 Absatz 1. Ist der Gesundheitsschaden durch einen Unfall in Ausübung oder infolge des Mandats eingetreten, so erhöht sich der Bemessungssatz auf 30 Prozent.
	(2) Auf die Versorgungsansprüche nach Absatz 1 werden angerechnet
	1. Rente aus dem Versorgungswerk, soweit sie auf Pflichtbeiträgen beruht,
	2. Altersversorgung nach dem Abgeordnetengesetz in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung,
	3. Versorgungsbezüge aus der Mitgliedschaft in anderen gesetzgebenden Körperschaften,
	4. Versorgungsbezüge aus einem Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öffentlichen Dienst in Höhe von 50 Prozent des Betrages, um den die Ansprüche nach Absatz 1 und die Versorgungsbezüge aus der öffentlichen Kasse 90 Prozent der Entschädigung nach § 5 Absatz 1 übersteigen.
	(3) Leistungen nach Absatz 1 werden nur auf Antrag gewährt. Für zurückliegende Zeiten werden sie höchstens für drei Monate vor Antragstellung gewährt.
	(4) Die Feststellung von Gesundheitsschäden erfolgt am Sitz des Landtags durch amtsärztliches Gutachten; sie wird bis zu dreimal im Abstand von jeweils drei Jahren amtsärztlich überprüft. Die Feststellung wird ersetzt durch den Bescheid über Rente wegen Erwerbsminderung oder durch den Bescheid über Dienstunfähigkeit im Sinne des Beamtenrechts. Der Anspruch auf Versorgung nach Absatz 1 erlischt, wenn die Voraussetzungen entfallen sind oder die versorgungsberechtigte Person erneut Mitglied einer gesetzgebenden Körperschaft wird.
	(5) Auf die Versorgung nach Absatz 1 sind die beamtenrechtlichen Vorschriften des Landes über die Versorgung sinngemäß anzuwenden.
	(6) Die Mitglieder des Landtags sind gegen Unfall zu versichern.
	Zuschuss zu den Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung
	Zuschuss zu den Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen
	(1) Die Mitglieder des Landtags und die Versorgungsberechtigten nach diesem Gesetz erhalten auf Antrag einen zweckgebundenen Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeiträgen. Das Bestehen eines Versicherungsverhältnisses ist nachzuweisen. Ein Zuschuss wird nicht gezahlt, soweit aufgrund gesetzlicher Vorschriften gegenüber anderen Stellen Anspruch auf entsprechende Leistungen besteht. Leistungen in diesem Sinne sind Zahlungen von Dritten, die insbesondere aufgrund der Vorschriften des Fünften oder Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte gewährt werden. Besteht nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen Anspruch auf Beihilfe, wird kein Zuschuss gezahlt.
	(2) Der Zuschuss wird jeweils in Höhe des halben Betrags geleistet, der sich aus der Anwendung des um 0,9 Beitragssatzpunkte verminderten ermäßigten Beitragssatzes der gesetzlichen Krankenversicherung im Sinne des § 243 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch ergibt. Besteht die Mitgliedschaft nicht oder nicht ausschließlich in einer gesetzlichen Krankenkasse gemäß § 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, wird unter Berücksichtigung der Höchstgrenze nach Satz 1 höchstens der Betrag gezahlt, der sich in entsprechender Anwendung des § 257 Absatz 2 Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bei Zugrundelegung des nach § 243 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch ermäßigten Beitragssatzes ergibt.
	(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Pflegeversicherungsbeiträge der Mitglieder des Landtags unter Berücksichtigung der §§ 58 und 61 des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Zu berücksichtigende Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 sind insbesondere Leistungen Dritter aufgrund des Elften Buches Sozialgesetzbuch. Der Zuschuss wird in Höhe der Hälfte des aus eigenen Mitteln geleisteten Pflegeversicherungsbeitrags gewährt, höchstens jedoch die Hälfte des Höchstbeitrages der sozialen Pflegeversicherung.
	Gemeinsame Vorschriften
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieses Gesetzes sind
	1. Versorgungsberechtigte ehemalige Mitglieder des Landtags, die Übergangsgeld (§ 14), Altersrente (§ 15 Absatz 3 Nummer 1), Versorgung wegen Gesundheitsschäden (§ 16) oder Altersversorgung nach dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Recht beziehen, sowie diejenigen, die Hinterbliebenenrente (§ 15 Absatz 3 Nummer 2) oder Hinterbliebenenversorgung nach dem bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Recht erhalten,
	2. Versorgung die in Nummer 1 aufgeführten Leistungen,
	3. gesetzgebende Körperschaften das Europäische Parlament, der Deutsche Bundestag, die Landesparlamente und die aus der Wahl vom 18. März 1990 hervorgegangene Volkskammer der DDR.
	Beginn und Ende der Ansprüche
	(1) Die in diesem Gesetz geregelten Ansprüche entstehen mit dem Tage der Annahme der Wahl, auch wenn die Wahlperiode des letzten Landtags noch nicht abgelaufen ist. Abweichend von Satz 1 entsteht der Anspruch auf Entschädigung gemäß § 5 Absatz 2 mit dem Tage der Annahme der Wahl, frühestens jedoch mit Beginn der neuen Wahlperiode. Scheidet eine Person, die eine Amtszulage im Sinne des § 5 Absatz 3 erhält, aus dem entsprechenden Amt aus, so endet die Zahlung der zusätzlichen Leistungen nach § 5 Absatz 3 mit dem Ablauf des Monats des Ausscheidens aus diesem Amt. Ein aus dem Landtag ausscheidendes Mitglied erhält die Entschädigungen nach § 5 Absatz 1 und 2, die Amtsausstattung nach § 7, die Erstattung von Aufwendungen nach § 8 Nummer 1 und 2 sowie die Zuschüsse nach § 17 bis zum Ende des Monats, in dem seine Mitgliedschaft endet. Die Leistungen werden für einen Monat nur einmal gewährt.
	(2) Bei Berechnung der Mandatsdauer gemäß § 14 Absatz 1 Satz 4 und § 16 wird ein verbleibender Rest von mehr als 182 Tagen als volles Jahr gezählt.
	(3) Die Mitglieder des Landtags und die Versorgungsberechtigten sind verpflichtet, dem Präsidenten unverzüglich die Tatsachen und die Änderungen mitzuteilen, deren Kenntnis für die Feststellung von Leistungen nach diesem Gesetz erforderlich ist. Kommt das Mitglied oder die versorgungsberechtigte Person der Anzeigepflicht nicht nach, kann die Zahlung von Leistungen ausgesetzt werden.
	Zahlungsvorschriften
	(1) Die Entschädigungen nach § 5 und die Leistungen nach den §§ 14, 16 und 17 werden monatlich im Voraus gezahlt. Ist nur ein Teil zu leisten, so wird für jeden Kalendertag ein Dreißigstel gezahlt.
	(2) Leistungen und Forderungen aus dem Abgeordnetenverhältnis können miteinander verrechnet werden.
	Verzicht, Übertragbarkeit
	Ein Verzicht auf die Entschädigungen nach § 5 sowie auf die Amtsausstattung nach § 7 ist unzulässig. Die Ansprüche aus § 5 Absatz 2 und den §§ 7, 8, 10, 11 und 17 sind nicht übertragbar. Der Anspruch auf Entschädigung nach § 5 Absatz 1 ist nur bis zur Hälfte übertragbar. Anwartschaften und Ansprüche auf Leistungen aus dem Versorgungswerk sind mit Ausnahme der Ansprüche auf laufende Leistungen nicht übertragbar. Im Übrigen gelten die Vorschriften der §§ 850 ff. der Zivilprozessordnung.
	Bericht des Präsidenten
	Der Präsident des Landtags legt jährlich im Rahmen der Haushaltsrechnung einen Bericht über alle Leistungen vor, die die Mitglieder und ehemaligen Mitglieder des Landtags sowie ihre Hinterbliebenen im vorherigen Haushaltsjahr erhalten haben. Der Bericht wird als Landtagsdrucksache veröffentlicht.
	Angehörige des öffentlichen Dienstes
	Unvereinbarkeit von Amt und Mandat
	(1) Beamte mit Dienstbezügen, Berufsrichter, Staatsanwälte sowie Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit dürfen Mitglied des Landtags sein, wenn ihre Rechte und Pflichten aus ihrem Dienstverhältnis mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme von Belohnungen und Geschenken vom Tage der Annahme der Wahl ab ruhen. Ruht das Dienstverhältnis nicht kraft Gesetzes mit der Annahme der Wahl, so verliert das gewählte Mitglied des Landtags sein Mandat abweichend von der Maßgabe des Satzes 1 erst dann, wenn es nicht innerhalb einer vom Präsidenten des Landtags zu bestimmenden Frist nachweist, dass das Dienstverhältnis ruht oder beendet ist oder es unter Wegfall der Dienstbezüge beurlaubt ist. Wird ein Mitglied des Landtags zum Beamten mit Dienstbezügen, Berufsrichter, Staatsanwalt, Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit ernannt, darf es nur unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Mitglied des Landtags bleiben.
	(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Angestellte juristischer Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Religionsgemeinschaften und für Angestellte von Kapitalgesellschaften, Vereinen, Anstalten, Verbänden oder Stiftungen, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts mehr als 50 Prozent des Kapitals halten oder zu mehr als 50 Prozent Mitglieder sind, das Stiftungsvermögen bereitgestellt haben oder die Aufwendungen tragen.
	(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 erfolgen die Zahlungen nach den §§ 5, 7, 8, 10, 11 und 17 erst, wenn die Rechte und Pflichten aus dem Beamten-, Richter- oder Angestelltenverhältnis ruhen oder eine vergleichbare Regelung getroffen oder wenn das Beamten-, Richter- oder Angestelltenverhältnis beendet wurde.
	Wiederverwendung nach Beendigung des Mandats
	(1) Soweit das Amt oder der Dienst von Angestellten des öffentlichen Dienstes mit dem Mandat unvereinbar ist, ruht das Arbeitsverhältnis mit der Annahme der Wahl für die Dauer der Mitgliedschaft im Landtag.
	(2) Hat das Arbeitsverhältnis während der Mitgliedschaft im Landtag nicht geendet, so ruht es nach Beendigung der Mitgliedschaft für längstens drei Monate. Die Angestellten sind auf ihren Antrag, der innerhalb dieser drei Monate zu stellen ist, wieder einzustellen. Ihnen ist die bis zur Wahl zum Landtag ausgeübte oder eine andere zumutbare Aufgabe zu übertragen. Die übertragene Aufgabe muss mit mindestens derselben Höchstgrundvergütung ausgestattet sein, wie die zuletzt ausgeübte Tätigkeit.
	(3) Nach Beendigung der Mitgliedschaft im Landtag ist die Zeit der Mitgliedschaft auf Dienst- und Beschäftigungszeiten anzurechnen.
	(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Richter entsprechend.
	Unabhängigkeit der Mitglieder des Landtags
	Sicherung der Unabhängigkeit der Mitglieder des Landtags
	(1) Das Mitglied des Landtags darf mit Rücksicht auf sein Mandat keine anderen als die in diesem Gesetz vorgesehenen Zuwendungen annehmen. Insbesondere darf einem Mitglied des Landtags eine Vergütung aus einem Dienst- oder Werkvertrag nur gewährt werden, soweit sie dem Wert einer vom Mitglied des Landtags tatsächlich erbrachten und mit dem Mandat nicht zusammenhängenden Tätigkeit entspricht. Besondere Dienste, die das Mitglied des Landtags seiner Fraktion leistet, dürfen von dieser vergütet werden.
	(2) Wer eine verbotene Zuwendung empfängt, hat sie oder, falls dies nicht möglich ist, ihren Wert an das Land abzuführen. Der Präsident des Landtags macht den Anspruch geltend.
	Verhaltensregeln
	(1) Die Mitglieder des Landtags haben dem Präsidenten des Landtags unverzüglich anzuzeigen:
	1. die gegenwärtig ausgeübten Berufe, insbesondere
	a) die unselbstständige Tätigkeit unter Angabe des Arbeitgebers (mit Branche), der eigenen Funktion oder Dienststellung,
	b) bei selbstständigen Gewerbetreibenden die Art des Gewerbes und die Firma,
	c) bei freien Berufen und sonstigen selbstständigen Berufen die Angabe des Berufes,
	d) bei mehreren ausgeübten Berufen den Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit,
	2. früher ausgeübte Berufe nach Maßgabe von Nummer 1, soweit sie in Erwartung der Mandatsübernahme oder in Zusammenhang mit ihr aufgegeben worden sind,
	3. jede entgeltliche Tätigkeit unter Angabe des Auftraggebers oder Vertragspartners, soweit diese Tätigkeit nicht im Rahmen des ausgeübten Berufes liegt,
	4. vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, sonstigen Organs oder Beirats einer Gesellschaft, Genossenschaft, eines in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens oder einer Körperschaft, Stiftung und Anstalt des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Mandate der Gebietskörperschaften unter Angabe der betreffenden juristischen Person,
	5. vergütete oder ehrenamtliche Funktionen in Berufsverbänden, Wirtschaftsvereinigungen, sonstigen Interessenverbänden oder ähnlichen Organisationen mit Bedeutung auf Landes- oder Bundesebene unter Angabe der betreffenden Organisation,
	6. alle Einnahmen aus den gegenwärtig ausgeübten Berufen, Tätigkeiten und Funktionen, insbesondere Einnahmen aus entgeltlichen Tätigkeiten der Beratung, Vertretung fremder Interessen, Erstattung von Gutachten, publizistischer und Vortragstätigkeit; maßgeblich sind die für die Tätigkeit geleisteten Bruttobeträge einschließlich Entschädigungs-, Ausgleichs- und Sachleistungen, 
	7. Zuwendungen, die sie für ihre politische Tätigkeit als Mitglieder des Landtags erhalten haben; die Mitglieder haben über solche Zuwendungen gesondert Rechnung zu führen.
	(2) Die Angaben der Mitglieder des Landtags nach Absatz 1 werden vom Präsidenten veröffentlicht. Die Angaben nach Absatz 1 Nummer 6 und 7 werden in Form von Einkommensstufen veröffentlicht, soweit die Einnahmen und Zuwendungen bezogen auf den jeweiligen Sachverhalt einen Betrag von 500 Euro übersteigen. Die Stufe 1 erfasst einmalige oder regelmäßige monatliche Einkünfte einer Größenordnung von über 500 bis 3 500 Euro, die Stufe 2 Einkünfte bis 7 000 Euro, die Stufe 3 Einkünfte bis 15 000 Euro, die Stufe 4 Einkünfte bis 30 000 Euro, die Stufe 5 Einkünfte über 30 000 Euro. Bei unregelmäßigen Einkünften aus einer angezeigten Tätigkeit ist ein Zwölftel der Jahressumme als monatlicher Durchschnittswert für die Einstufung maßgeblich; dies ist entsprechend zu kennzeichnen.
	(3) Wirkt ein Mitglied des Landtags in einem Ausschuss an der Beratung oder Abstimmung über einen Gegenstand mit, an welchem es selbst oder eine andere Person, für die es gegen Entgelt tätig ist, ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse hat, so hat es diese Interessenverknüpfung zuvor im Ausschuss offen zu legen, soweit sie sich nicht aus der Veröffentlichung ergibt.
	(4) Hinweise auf die Mitgliedschaft im Landtag in beruflichen und geschäftlichen Angelegenheiten sind zu unterlassen.
	(5) In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Landtags verpflichtet, sich durch Rückfrage beim Präsidenten über die Auslegung der Regelungen in den Absätzen 1 bis 4 zu vergewissern.
	(6) Wird der Vorwurf erhoben, dass ein Mitglied des Landtags gegen die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Verhaltensregeln verstoßen hat, so hat der Präsident den Sachverhalt aufzuklären und das betreffende Mitglied anzuhören. Ergeben sich Anhaltspunkte für einen Verstoß, so hat der Präsident gemeinsam mit dem Vorsitzenden der Fraktion, der das betreffende Mitglied angehört, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Präsident teilt das Ergebnis der Überprüfung dem Landtag mit.
	Überprüfung von Abgeordneten
	(1) Die Mitglieder des Landtags Brandenburg werden nach Annahme des Mandats auf eine geheimpolizeiliche, insbesondere auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR im Sinne des Stasi-Unterlagen-Gesetzes überprüft. Die Überprüfung wird längstens bis 31. Dezember 2019 durchgeführt. Sie erstreckt sich auch auf Personen, die gegenüber Mitarbeitern des Staatssicherheitsdienstes hinsichtlich deren Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren, und auf inoffizielle Mitarbeiter des Arbeitsgebietes 1 der Kriminalpolizei der Volkspolizei. Abgeordnete, die erst nach dem 12. Januar 1990 das 18. Lebensjahr vollendeten, werden nicht überprüft. Scheidet ein Mitglied des Landtags vor Abschluss des Überprüfungsverfahrens aus dem Landtag aus, ist das Verfahren einzustellen. Die hierzu im Überprüfungsverfahren angefallenen Unterlagen sind umgehend zu vernichten.
	(2) Der Präsident des Landtags ersucht den Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (Bundesbeauftragter) um die Übermittlung von Unterlagen zum Zweck der Überprüfung. Die Abgeordneten teilen dem Präsidenten des Landtags zu diesem Zweck alle Vor- und Familiennamen (Geburtsnamen und Namen aus früheren Ehen), ihre Personenkennzahl nach dem Recht der DDR und die Wohnanschriften (Haupt- und Nebenwohnungen) vor dem 3. Oktober 1990 mit. Enthält die Antwort des Bundesbeauftragten Anhaltspunkte, die auf eine Tätigkeit oder Verantwortung nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 hinweisen, übermittelt der Präsident dem Mitglied des Landtags alle Unterlagen unter Berücksichtigung des § 16 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Das Mitglied hat die Möglichkeit, in einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. Der Präsident kann zu einem späteren Zeitpunkt eine erneute Überprüfung einleiten, wenn neue Tatsachen oder Unterlagen beigebracht werden.
	(3) Zu Beginn einer Wahlperiode wird beim Landtag eine Kommission eingerichtet, die aus vier Mitgliedern besteht, die weder dem Landtag noch der Landesregierung angehören und auf Vorschlag des Präsidenten vom Landtag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder für die Dauer der Wahlperiode gewählt werden. Den Vorschlag unterbreitet der Präsident im Benehmen mit den Fraktionen.
	(4) Im Falle von Absatz 2 Satz 3 übermittelt der Präsident alle Unterlagen und, soweit vorhanden, die Stellungnahme des Mitglieds des Landtags an die Kommission. Die Kommission trifft in Auswertung der Mitteilungen des Bundesbeauftragten und sonstiger ihr zugeleiteter oder von ihr beigezogener Unterlagen und Informationen Feststellungen, ob eine Tätigkeit oder Verantwortung nach Absatz 1 Satz 1 oder 3 als erwiesen anzusehen ist. Sie kann ergänzende Unterlagen und Stellungnahmen des Bundesbeauftragten oder anderer Stellen anfordern und bei Bedarf um Akteneinsicht ersuchen. Entscheidungen bedürfen einer Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Kommission. Vor Abschluss der Feststellungen sind die Tatsachen dem betroffenen Mitglied des Landtags zu eröffnen und mit ihm zu erörtern. Es kann Akteneinsicht verlangen und sich einer Vertrauensperson bedienen. Die Feststellungen der Kommission werden unter Angabe der wesentlichen Gründe von dem den Vorsitz wahrnehmenden Kommissionsmitglied ausgefertigt. Vor der Übergabe des Berichts über die Feststellungen an den Präsidenten des Landtags gibt die Kommission dem betroffenen Mitglied des Landtags Gelegenheit, zu den seine Person betreffenden Feststellungen eine schriftliche Erklärung abzugeben; sie ist dem Bericht als Anlage beizufügen. Der Bericht wird als Drucksache veröffentlicht; der Landtag befasst sich mit ihr in einer seiner Sitzungen.
	(5) Die Kommission tagt nichtöffentlich. Ihre Mitglieder sind vorbehaltlich des Absatzes 4 Satz 5 bis 9 zur Verschwiegenheit verpflichtet. Das Nähere über die bei der Überprüfung der Abgeordneten einzuhaltenden Geheimhaltungspflichten wird in einer gesonderten Anlage zur Geschäftsordnung des Landtags geregelt.
	(6) Bei Übermittlungen nach Absatz 2 Satz 3, Akteneinsicht nach Absatz 4 Satz 6 und Veröffentlichungen nach Absatz 4 Satz 9 sind berechtigte Interessen Betroffener und Dritter im Sinne des § 6 Absatz 3 und 7 des Stasi-Unterlagen-Gesetzes zu berücksichtigen. Insbesondere die Rechte zum Schutz der Betroffenen sind während des gesamten Überprüfungsverfahrens zu beachten.
	(7) Die angefallenen Unterlagen sind mit Ablauf der Wahlperiode dem Brandenburgischen Landeshauptarchiv zur Übernahme anzubieten, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
	Weitergeltung alten Rechts, Übergangsbestimmungen, ergänzende Vorschriften
	Versorgungsansprüche, -anwartschaften und -abfindungen
	(1) Die innerhalb der ersten fünf Wahlperioden erworbenen Versorgungsansprüche oder Versorgungsanwartschaften bleiben erhalten. Die sich daraus ergebenden Ansprüche richten sich, vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5, nach bisherigem Recht. Gleiches gilt für noch nicht abgegoltene Ansprüche auf Versorgungsabfindung, Nachversicherung oder Anrechnung der Mandatszeit als Dienstzeit. 
	(2) Für ehemalige Mitglieder des Landtags mit Anspruch auf Altersversorgung, die vor dem 13. Oktober 2007 aus dem Landtag ausgeschieden sind, sind die Versorgungsregelungen nach § 12 und die Anrechnungsvorschriften nach § 21 des Abgeordnetengesetzes jeweils in der bis zum Ablauf des 30. Juni 2006 geltenden Fassung anzuwenden. Eine vorzeitige Inanspruchnahme der Altersversorgung nach § 12 Absatz 3 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung bleibt unberührt.
	(3) Mit Beginn der 6. Wahlperiode wird bei der Berechnung der Alters- und Hinterbliebenenversorgung anstelle der Entschädigung nach § 5 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung ein fiktiver Bemessungssatz in Höhe von 63 Prozent der Entschädigung nach § 5 Absatz 1 dieses Gesetzes zugrunde gelegt. Dieser fiktive Bemessungssatz gilt auch bei der anteiligen Berücksichtigung von Zeiten, in denen ein Amt mit Amtszulage im Sinne des § 5 Absatz 3 wahrgenommen wurde.
	(4) Die Berechnung und Durchführung des Versorgungsausgleichs bestimmt sich nach den §§ 14 bis 16 und 39 bis 42 des Versorgungsausgleichsgesetzes.
	(5) Bei Mitgliedern des Landtags, die vor Beginn der 6. Wahlperiode aus dem Landtag ausgeschieden sind und Anspruch auf Übergangsgeld haben, bemessen sich Dauer und Höhe des Übergangsgeldes nach § 10 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung. Hat ein Mitglied dem Landtag sowohl vor als auch nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angehört, werden bei der Ermittlung der Bezugsdauer des Übergangsgeldes Mandatszeiten aus vorherigen Wahlperioden berücksichtigt. Die Höhe des Übergangsgeldes und die maximale Bezugsdauer richten sich im Übrigen nach diesem Gesetz.
	Abgeordnete mit Höchstversorgung
	Ein Mitglied des Landtags, das bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Mitglied des Landtags war und die Höchstversorgung gemäß den §§ 11 und 12 des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung erreicht hat, erhält keine Entschädigung nach § 5 Absatz 2. Eine Mitgliedschaft im Versorgungswerk ist ausgeschlossen.
	Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen der Versorgungsberechtigten
	Versorgungsberechtigten, denen nach dem bisherigen Recht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Anspruch auf Zuschuss zu ihren Krankenversicherungsbeiträgen zustünde, der den nach § 17 Absatz 2 zu berechnenden Zuschuss übersteigt, wird der überschießende Betrag während einer Übergangszeit von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in der bisherigen Höhe und während eines weiteren Jahres zur Hälfte weitergewährt, sofern die für den Anspruch in der bisherigen Höhe notwendigen Voraussetzungen unverändert fortbestehen.
	Beginn der Ansprüche der in den sechsten Landtag Gewählten
	Wer in den sechsten Landtag gewählt wird, hat ab dem Tag der Annahme der Wahl Anspruch auf die Leistungen nach diesem Gesetz, auch wenn die 6. Wahlperiode noch nicht begonnen hat. Satz 1 gilt nicht für die Entschädigung nach § 5 Absatz 2. Die Regelungen des Abgeordnetengesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung finden auf diesen Personenkreis keine Anwendung.
	Berufliche Qualifizierung und Evaluation
	(1) § 12 findet erstmalig auf Mitglieder des Landtags der 6. Wahlperiode Anwendung.
	(2) Während der 7. Wahlperiode wird die Vorschrift des § 12 unter Berücksichtigung der Berichte des Präsidenten des Landtags gemäß § 22 überprüft. Bei der Evaluation sind Art und Umfang der durchgeführten Qualifizierungsmaßnahmen, ihre Auswirkungen und Ergebnisse sowie die Kosten zu berücksichtigen.
	Evaluation der Altersrente
	Drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes wird der Landtag Brandenburg auf der Grundlage eines Berichts des Präsidenten die Angemessenheit der Altersrente und der Pflichtbeiträge nach § 5 Absatz 2 überprüfen.
	Datenverarbeitung
	Soweit es für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist, darf der Präsident des Landtags personenbezogene Daten von Mitgliedern und ehemaligen Mitgliedern des Landtags, von ihren Hinterbliebenen sowie von den Beschäftigten der Mitglieder des Landtags verarbeiten.
	Gesetz über das Versorgungswerk der Mitgliederdes Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (BbgVLTG)
	Zugehörigkeit der Mitglieder des Landtags Brandenburg zum Versorgungswerkder Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (Versorgungswerk)
	Die Mitgliedschaft der Mitglieder des Landtags Brandenburg im Versorgungswerk wird durch dieses Gesetz, das Abgeordnetengesetz, den nach § 6 Absatz 1 Satz 2 zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg zu schließenden Vertrag sowie im Übrigen durch die Satzung des Versorgungswerks (Satzung) geregelt. Das Versorgungswerk ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in Düsseldorf. Es erbringt seine Leistungen ausschließlich aus eigenen Mitteln.
	Rechtsaufsicht, Verfahren und Datenübermittlung
	(1) Das Versorgungswerk unterliegt den versicherungsaufsichtsrechtlichen Vorschriften des Landes Nordrhein-Westfalen. Die Versicherungsaufsicht und die Körperschaftsaufsicht über das Versorgungswerk führt das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen im Benehmen mit dem für die Versicherungsaufsicht zuständigen Ministerium des Landes Brandenburg.
	(2) Das Verwaltungsverfahren des Versorgungswerks richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen. Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versorgungswerks im Land Brandenburg findet das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg Anwendung.
	(3) Der Präsident des Landtags Brandenburg ist befugt, dem Versorgungswerk Auskünfte über die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks und die sonstigen Leistungsberechtigten zu erteilen, soweit die Auskünfte für die Feststellung der Mitgliedschaft, der Beitragspflicht und der Versorgungsleistung erforderlich sind.
	Verwaltungskosten
	Die Verwaltungskosten des Versorgungswerks werden anteilig vom Landtag Brandenburg getragen und dem Landtag Nordrhein-Westfalen erstattet. Maßgeblich für den zu leistenden Anteil an den Gesamtkosten ist das Verhältnis der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Brandenburg zu der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Nordrhein-Westfalen, im Falle einer Kündigung des Vertrages (§ 5) das Verhältnis der Zahl der brandenburgischen zu der Zahl der nordrhein-westfälischen Mitglieder des Versorgungswerks.
	Organe
	(1) Organe des Versorgungswerks sind
	1. die Vertreterversammlung,
	2. der Vorstand,
	3. der Vorstandsvorsitzende.
	In der Vertreterversammlung und im Vorstand müssen sowohl die brandenburgischen als auch die nordrhein-westfälischen Mitglieder des Versorgungswerks angemessen vertreten sein. Maßgeblich ist jeweils das Verhältnis der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Brandenburg zu der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags Nordrhein-Westfahlen. Die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks wählen jeweils zu Beginn der Wahlperiode ihres Landtags die auf sie entfallenden Vertreter und deren Stellvertreter in die Vertreterversammlung. Die Vertreterversammlung wählt die Mitglieder des Vorstands. Dabei steht den brandenburgischen Mitgliedern das Vorschlagsrecht für die auf sie entfallenden Mitglieder des Vorstands zu. Die Amtsdauer der brandenburgischen Vertreter und Vorstandsmitglieder endet jeweils mit Ablauf der Wahlperiode des Landtags Brandenburg. Sie führen ihre Ämter bis zur Wahl ihrer Nachfolger weiter.
	(2) Näheres zu den Organen des Versorgungswerks wird durch den nach § 6 Absatz 1 Satz 2 zu schließenden Vertrag zwischen dem Landtag Brandenburg und dem Landtag Nordrhein-Westfalen sowie durch die Satzung des Versorgungswerks geregelt. Für eine Übergangszeit bis zum Beginn der 17. Wahlperiode des Landtags Nordrhein-Westfalen können der Vertrag und die Satzung abweichende Regelungen vorsehen, soweit diese wegen der noch laufenden Amtsperioden der nordrhein-westfälischen Organmitglieder erforderlich sind.
	Kündigung
	(1) Der Vertrag kann sowohl vom Landtag Brandenburg als auch vom Landtag Nordrhein-Westfalen mit einer Frist von drei Jahren zum Ablauf der jeweils eigenen Wahlperiode gekündigt werden. Eine Kündigung durch den Landtag Nordrhein-Westfalen wird für die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks erst mit Ablauf der zu diesem Zeitpunkt aktuellen Wahlperiode wirksam. Vor Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten des Vertrages ist eine Kündigung ausgeschlossen.
	(2) Im Falle einer Kündigung findet eine Vermögensauseinandersetzung nicht statt. Die von den Mitgliedern des Versorgungswerks eingebrachten Beiträge verbleiben im Vermögen des Versorgungswerks; die zum Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages erworbenen Anwartschaften sowie Ansprüche wegen der Nichterfüllung der Wartezeit für eine Altersrente bleiben bestehen, soweit sie nicht durch Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen oder zum Ausgleich von Bilanzverlusten gemindert werden.
	Zustimmung zum Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg
	(1) Dem Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburg über das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg wird zugestimmt. Der Präsident des Landtags Brandenburg wird ermächtigt, den Vertrag im Namen des Landtags Brandenburg zu unterzeichnen. Der Vertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz bekannt gegeben.
	(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 10 in Kraft tritt, wird vom Präsidenten des Landtags im Gesetz- und Versorgungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt gegeben.
	Vertrag zwischen dem Landtag Nordrhein-Westfalen und dem Landtag Brandenburgüber das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalenund des Landtags Brandenburg
	Der Landtag Nordrhein-Westfalen, vertreten durch die Präsidentin des Landtags, und der Landtag Brandenburg, vertreten durch den Präsidenten des Landtags, schließen nachstehenden Vertrag:
	Name, Sitz und Mitgliedschaft
	(1) Das Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen trägt ab Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg den Namen „Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (VLT)“. Das Versorgungswerk hat seinen Sitz in Düsseldorf.
	(2) Die Abgeordneten des Landtags Brandenburg, die ab Beginn der 6. Wahlperiode oder später dem Landtag Brandenburg angehören, sind Mitglieder im Versorgungswerk der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg (im Folgenden: Versorgungswerk). Dies gilt nicht für die Abgeordneten, die zu Beginn der 6. Wahlperiode bereits die Höchstversorgung nach den §§ 11 und 12 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Oktober 2007, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Februar 2013, erreicht haben.
	Rechtsgrundlagen
	(1) Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und sonstigen Leistungsberechtigten des Versorgungswerks ergeben sich aus den Bestimmungen dieses Vertrages, aus § 10 des Abgeordnetengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 5. April 2005 und § 15 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg vom 19. Juni 2013 sowie aus der Satzung des Versorgungswerks in der jeweils geltenden Fassung.
	(2) Das Versorgungswerk kann von den Vertragspartnern Auskünfte über die Mitglieder und sonstigen Leistungsberechtigten einholen, soweit die Auskünfte für die Feststellung der Mitgliedschaft, der Beitragspflicht oder der Versorgungsleistung erforderlich sind.
	Vertreterversammlung
	(1) Die Vertreterversammlung besteht aus insgesamt 30 Vertretern sowie Stellvertretern in gleicher Anzahl. Die Festlegung der Anzahl der Vertreter aus den jeweiligen Ländern erfolgt im Verhältnis der gesetzlichen Mitgliederzahlen des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg. Die Vertreter sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Die nordrhein-westfälischen und die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks (Landesgruppen) wählen zu Beginn der Wahlperiode ihres jeweiligen Landtags die auf sie entfallenden Vertreter für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode. Wählbar und wahlberechtigt sind nur Mitglieder des Versorgungswerks. Das Nähere bestimmt die Wahlordnung als Bestandteil der Satzung.
	(2) Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden sowie seinen zweiten Stellvertreter auf Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Nordrhein-Westfalen und seinen ersten Stellvertreter auf Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Brandenburg. Die Amtsdauer der Gewählten richtet sich nach der Amtsdauer der jeweils vorschlagsberechtigten Landesgruppe der Vertreterversammlung.
	(3) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn von jeder Landesgruppe der Vertreterversammlung mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist die Beschlussfähigkeit nicht gegeben, wird die Vertreterversammlung erneut einberufen. In dieser Sitzung ist sie auch beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte aller Mitglieder anwesend ist. Zwischen beiden Sitzungen müssen mindestens zwei Tage liegen.
	(4) Die Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der Vertreter beider Landesgruppen (Prinzip der doppelten Mehrheiten), soweit dieser Vertrag oder die Satzung keine anderen Regelungen vorsehen. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder der jeweiligen Landesgruppe gefasst. Beschlüsse über den Erlass oder die Änderung der Satzung einschließlich der Wahlordnung bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitglieder der Vertreterversammlung zuzüglich einer Stimme.
	(5) Die Sitzungen der Vertreterversammlung können sowohl am Sitz des Landtags Nordrhein-Westfalen als auch am Sitz des Landtags Brandenburg stattfinden. Die Vertreterversammlung ist einzuberufen, wenn ein Drittel ihrer Mitglieder oder zwei Drittel der Vertreter einer Landesgruppe dies verlangt.
	(6) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 erhöht sich die Anzahl der Mitglieder der Vertreterversammlung für die Zeit bis zum Ende der Amtsdauer der bestehenden Vertreterversammlung auf insgesamt 45 Mitglieder sowie Stellvertreter in gleicher Anzahl. Der Landtag Brandenburg wählt zu Beginn der 6. Wahlperiode 15 Vertreter sowie Stellvertreter in gleicher Anzahl in die bestehende Vertreterversammlung, davon zehn Vertreter sowie Stellvertreter für die Dauer der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg und fünf Vertreter sowie Stellvertreter für die Zeit bis zum Ende der Amtsperiode der bestehenden Vertreterversammlung. Die erweiterte Vertreterversammlung erlässt in ihrer ersten gemeinsamen Sitzung nach der Wahl der Neumitglieder die neue Satzung für das Versorgungswerk. 
	Vorstand
	(1) Die Vertreterversammlung beschließt spätestens in ihrer letzten Sitzung vor Ablauf der 16. Wahlperiode des Landtags Nordrhein-Westfalen über eine Satzungsregelung zur Bestimmung der Größe und Zusammensetzung des Vorstands ab dem Beginn der 17. Wahlperiode des Landtags Nordrhein-Westfalen. Die Regelung muss eine angemessene Vertretung beider Landesgruppen im Vorstand sowie bei den innerhalb des Vorstands zu besetzenden Ämtern (Vorsitz und Stellvertretung) vorsehen. Maßgeblich hierfür ist das Verhältnis der gesetzlichen Mitgliederzahlen des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg. Die Mitglieder des Vorstands werden von der Vertreterversammlung einzeln und geheim gewählt. Jede Landesgruppe in der Vertreterversammlung hat das Vorschlagsrecht für so viele Mitglieder, wie ihr nach der Satzungsregelung zustehen, mindestens jedoch für zwei Mitglieder. Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder entspricht der Amtsdauer der jeweils vorschlagsberechtigten Landesgruppe in der Vertreterversammlung.
	(2) Bereits vor der Beschlussfassung über eine neue Satzungsregelung wählt die Vertreterversammlung auf Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Brandenburg zusätzlich zwei Mitglieder für die Dauer der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg in den Vorstand. Sieht die neue Satzungsregelung mehr als zwei Vorstandsmitglieder auf Vorschlag der Gruppe der Vertreter aus Brandenburg vor, endet ihre Amtsdauer ebenfalls mit dem Ablauf der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg.
	(3) Der Vorstand tagt mindestens einmal jährlich am Sitz des Landtags Brandenburg.
	Rechtsaufsicht
	(1) Die Versicherungsaufsicht sowie die Körperschaftsaufsicht über das Versorgungswerk führt das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen im Benehmen mit dem für die Versicherungsaufsicht zuständigen Ministerium des Landes Brandenburg. Dieses ist befugt, Vertreter zu den Sitzungen der Vertreterversammlung und des Vorstands zu entsenden.
	(2) Das Versorgungswerk leitet den geprüften Jahresabschluss dem nach Absatz 1 zuständigen Ministerium des Landes Brandenburg zu.
	Vollstreckung von Verwaltungsakten
	Auf die Vollstreckung von Verwaltungsakten des Versorgungswerks im Land Brandenburg findet das Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Brandenburg Anwendung.
	Vermögen und Kosten
	(1) Das von den Mitgliedern des Versorgungswerks eingebrachte Vermögen wird gemeinsam verwaltet. 
	(2) Die bis zum Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg erworbenen Ansprüche der Mitglieder des Versorgungswerks der Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen (VLT NRW) bleiben unberührt. Zum letzten Tag der 5. Wahlperiode des Landtags Brandenburg erstellt das VLT NRW eine Zwischenbilanz. Die zu diesem Bilanzstichtag ausgewiesenen Aktiva und Passiva sowie alle stillen Reserven und stillen Lasten werden in wirtschaftlicher Hinsicht dauerhaft den zu diesem Zeitpunkt dem VLT NRW angehörenden Mitgliedern zugerechnet. Über weitere Maßnahmen zur Umsetzung der Ansprüche nach Satz 1 entscheidet der gemeinsame Vorstand.
	(3) Die Verwaltungskosten werden anteilig im Verhältnis der gesetzlichen Mitgliederzahlen des Landtags Nordrhein-Westfalen und des Landtags Brandenburg auf die jeweiligen Landesparlamente umgelegt und vom Landtag Nordrhein-Westfalen eingezogen. Dies gilt nicht für Reisekosten und Aufwandsentschädigungen der Mitglieder, die jeder Landtag alleine trägt.
	Beiträge
	Nach Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg führt der Landtag Brandenburg die Beiträge seiner Mitglieder nach § 5 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes Brandenburg an das Versorgungswerk ab. Die Zahlung erfolgt monatlich. Die für die Zeit zwischen der Konstituierung des Landtags Brandenburg der 6. Wahlperiode und dem 31. Dezember 2014 entstandenen Beiträge der Mitglieder des Landtags Brandenburg müssen spätestens bis zum 31. Dezember 2014 beim Versorgungswerk eingegangen sein.
	Kündigung
	(1) Dieser Vertrag kann von jedem der vertragsschließenden Landtage mit einer Frist von drei Jahren zum Ablauf seiner jeweiligen Wahlperiode gekündigt werden. Um einen Wechsel des Versorgungssystems während der laufenden Wahlperiode zu vermeiden, wird eine Kündigung durch den Landtag Nordrhein-Westfalen für die brandenburgischen Mitglieder des Versorgungswerks erst mit Ablauf der zu diesem Zeitpunkt aktuellen Wahlperiode wirksam. Vor Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrages ist eine Kündigung ausgeschlossen.
	(2) Im Fall einer Kündigung des Vertrages findet keine Vermögensauseinandersetzung statt. Die von den Mitgliedern des Versorgungswerks eingebrachten Beiträge verbleiben im Vermögen des Versorgungswerks; die zum Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages erworbenen Anwartschaften sowie Ansprüche wegen der Nichterfüllung der Wartezeit für eine Altersrente bleiben bestehen, soweit sie nicht durch Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen oder zum Ausgleich von Bilanzverlusten gemindert werden. Solange Anwartschaften auf Leistungen bestehen oder Renten aus dem Versorgungswerk gezahlt werden, sind nach der Kündigung die Verwaltungskosten anteilig im Verhältnis der nordrhein-westfälischen zu den brandenburgischen Mitgliedern zu tragen.
	(3) Soweit über die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 hinausgehende Maßnahmen zu treffen sind, regeln die Vertragspartner diese im gegenseitigen Einvernehmen.
	Inkrafttreten
	Dieser Vertrag tritt nach Zustimmung des Landtags Brandenburg und des Landtags Nordrhein-Westfalen am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf den Austausch der Vertragsurkunden folgt.
	Düsseldorf, den     Potsdam, den
	Carina Gödecke     Gunter Fritsch
	(Präsidentin des Landtags Nordrhein-Westfalen)  (Präsident des Landtags Brandenburg)
	Änderung des Fraktionsgesetzes
	§ 2 des Fraktionsgesetzes vom 29. März 1994 (GVBl. I S. 86), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 2006 (GVBl. I S. 66, 70) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	„(1) Jede Fraktion gibt sich eine schriftliche Geschäftsordnung, die demokratischen Grundsätzen entsprechen und die als notwendige Fraktionsorgane die Fraktionsversammlung und einen Fraktionsvorstand oder einen Fraktionsvorsitzenden vorsehen muss. Statt eines Fraktionsvorsitzenden kann die Geschäftsordnung auch zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende vorsehen. Ist in der Geschäftsordnung ein Fraktionsvorstand nicht vorgesehen, nimmt der Fraktionsvorsitzende die in diesem Gesetz geregelten Rechte und Pflichten des Vorstandes wahr. Zwei gleichberechtigte Fraktionsvorsitzende nehmen diese Rechte und Pflichten gemeinsam wahr.“
	2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 2 werden die Wörter „des Fraktionsvorsitzenden“ durch die Wörter „des oder der Fraktionsvorsitzenden“ ersetzt.
	b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	3. „ die rechtsgeschäftliche Vertretung der Fraktion; hat die Fraktion zwei Vorsitzende, so ist in der Geschäftsordnung auch zu bestimmen, ob sie, soweit durch Gesetz oder durch die Geschäftsordnung des Landtages Brandenburg nichts anderes geregelt ist, die Vertretung der Fraktion gemeinschaftlich oder allein wahrnehmen; zur Abgabe von Willenserklärungen gegenüber der Fraktion genügt die Erklärung gegenüber einem Fraktionsvorsitzenden,“.
	Änderung des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg
	§ 9 Absatz 1 des Verfassungsgerichtsgesetzes Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 1996 (GVBl. I S. 343), das zuletzt durch Gesetz vom 24. November 2011 (GVBl. I Nr. 28) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Satz 1 werden die Wörter „in Höhe eines Drittels“ durch die Wörter „in Höhe von 22 Prozent“ und die Angabe „§ 5“ durch die Angabe „§ 5 Absatz 1“ ersetzt.
	2. In Satz 2 werden die Wörter „in Höhe eines Sechstels“ durch die Wörter „in Höhe von 11 Prozent“ und die Angabe „§ 5“ durch die Angabe „§ 5 Absatz 1“ ersetzt.
	3. In Satz 3 werden die Angaben „250 Euro“ und „125 Euro“ durch die Angaben „500 Euro“ und „250 Euro“ ersetzt.
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Artikel 1 §§ 13 und 31 sowie Artikel 2 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft; im Übrigen tritt das Gesetz mit Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg in Kraft.
	(2) Das Abgeordnetengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Oktober 2007 (GVBl. I S. 146), das zuletzt durch Gesetz vom 11. Februar 2013 (GVBl. I Nr. 6) geändert worden ist, tritt mit Beginn der 6. Wahlperiode des Landtags Brandenburg außer Kraft.
	Potsdam, den 19. Juni 2013
	Der Präsidentdes Landtages Brandenburg
	Gunter Fritsch
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